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EDITORIAL

// REALITÄTSABGLEICH
„Brüder und Schwestern, setzen wir uns für die Würde ein. Setzen wir uns für soziale Gerechtigkeit 
ein. Lasst uns Frauen das Patriarchat in unserem Land beseitigen. Setzen wir uns für die Rechte der 
vielfältigen LGBTQ+ Gemeinschaft ein. Setzen wir uns für die Rechte unserer Mutter Erde ein, unseres 
großen Hauses. Schützen wir unser großes Haus und die Artenvielfalt. Lasst uns gemeinsam den 
strukturellen Rassismus beseitigen.“ Die Schlussworte von Francia Márquez’ Rede nach ihrer Wahl zur 
Vizepräsidentin Kolumbiens im Juni 2022 beschreiben die Hoffnung, die den sozialen Aufbruch und 
den Au��uhr au� den Straßen (siehe Dossier 19) in vielen lateinamerikanische Länder seit 2019 getragen 
hat. Millionen Menschen protestierten für mehr soziale Gerechtigkeit und waren dabei heftiger 
Repression ausgesetzt. Schüler*innen und Studierende, Feminist*innen und Indigene waren tragende 
Säulen vielfältiger Bewegungen, die auch dafür sorgten, dass ehemalige Aktivist*innen wie Francia 
Márquez und Gabriel Boric seitdem regieren.

Sexisten, Rassist*innen und korrupte Rechtspopulist*innen wurden dagegen zuletzt mehrfach nach 
Hause geschickt – rechte beziehungsweise rechtsextreme Kandidat*innen wie Rodolfo Hernández in 
Kolumbien, José Antonio Kast in Chile oder Keiko Fujimori in Peru mussten in die Opposition. Sollte 
sich nun am 30. Oktober Lula in der Stichwahl in Brasilien durchsetzen, würden die sieben 
bevölkerungsreichsten Länder Lateinamerikas „links“ oder „progressiv“ regiert. Zwei Jahrzehnte nach 
der sogenannten Pink Tide schwappt also wieder eine linke Welle durch Lateinamerika. Das gibt etwas 
Hoffnung in sonst sehr kruden Zeiten.

Doch was ist überhaupt links an den neugewählten Regierungen und was verbinden wir mit ihnen über 
die notwendige Abwehr von rechtsextremen Demagog*innen hinaus? Wie gehen wir damit um, wenn 
Gabriel Boric ganze Regionen im Süden Chiles zur „Terrorabwehr“ militarisiert? Wenn AMLO in Mexiko 
die Rolle des Militärs im Inneren immer weiter ausweitet, während das Schicksal zehntausender 
Verschwundener unaufgeklärt bleibt? Wenn die argentinische Regierung auf Fracking setzt oder Pedro 
Castillo in Peru gegen das Recht auf Abtreibung und queere Menschen schwadroniert? Wie nah Euphorie 
und Frust beieinander liegen können, zeigte sich ganz besonders in Chile, als der progressive Entwurf 
für eine neue Verfassung bereits nach einem halben Jahr Boric-Regierung auf breite Ablehnung stieß. 

Ob die neuen Linksregierungen einen nachhaltigen Wandel auf den Weg bringen können – ob sie etwa 
mehr soziale Rechte und eine Abkehr vom Extraktivismus durchsetzen können – oder ob diese 
Erwartungen an fehlenden parlamentarischen Mehrheiten und leeren Staatskassen scheitern und am 
Ende Wunschdenken bleiben, wird sich erst zeigen. Anstatt eine neue Ära des sozialen und 
gesellschaftlichen Wandels zu feiern, wollen wir daher in diesem Dossier erst einmal genauer hinsehen. 
Für was stehen die neuen Regierungen im Einzelnen, welche Bündnisse gehen sie ein, gibt es über 
diskursive Fortschritte hinaus auch Perspektiven auf tatsächliche Transformationen?

Von der Hoffnung, dass der Staat für ein besseres Leben sorgt, haben sich nicht erst seit den Zapatistas 
viele emanzipatorische Bewegungen und Projekte bereits verabschiedet. Sie versuchen stattdessen, in 
kollektiver Eigenregie Fakten zu schaffen und Autonomie aufzubauen. Schlaglichthaft wollen wir Euch 
daher in diesem Dossier auch einige dieser Erfahrungen vorstellen. Sie haben im Hinblick auf konkrete 
Veränderungen oft schon einiges erreicht – trotz Repressionen von staatlicher Seite, auch von so 
mancher „Linksregierung“. Es bleibt zu hoffen, dass Regierungen wie die von Petro und Márquez oder 
Boric nicht die Bewegungen vergessen, die sie an die Macht gebracht haben. 

// Die Redaktion
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ÜBERWIEGEND PRAGMATISCH
DIE NEUEN LINKEN REGIERUNGEN IN LATEINAMERIKA

In Lateinamerika werden mittlerweile wieder 
viele Länder von linken Präsident*innen regiert. 
Im Vergleich zur ersten linken Welle Anfang des 
Jahrtausends stehen aber nicht so sehr revolu-
tionäre Veränderungen im Vordergrund. Auch an 
der wirtschaftlichen Abhängigkeit von Rohstof-
fen wird sich nichts Wesentliches ändern.

Nur wenige Jahre ist es her, dass die Linke in La-
teinamerika als gescheitert galt. Nach der „rosa-
roten Dekade“ Anfang des Jahrtausends, als die 
meisten Länder des Subkontinents progressive Re-
gierungen hatten, schienen sich Stagnation und 
Rückschritte breit zu machen. Wo nicht direkt 
rechte Regierungen das Zepter übernahmen, ge-
riet die regierende Linke zumindest gehörig unter 
Druck, agierte teilweise autoritär und konnte kaum 
mehr an frühere Erfolge anknüpfen. Als Andrés 
Manuel López Obrador in Mexiko 2018 im dritten 
Anlauf die Präsidentschaftswahl gewann, schien 
das zunächst fast ein wenig aus der Zeit gefallen. 
Doch seitdem kam es bei fast allen Urnengängen 
zu einem Machtwechsel. Und meistens gewannen 
linke Kandidat*innen. In Argentinien lösten die 
Links-Peronist*innen mit Alberto Fernández und 
der Vizepräsidentin Christina Kirchner 2019 nach 
vier Jahren die neoliberale Regierung unter Mau-
ricio Macri ab. In Bolivien kehrte die Linke im No-
vember 2020 ein Jahr nach dem Putsch gegen Evo 
Morales an die Macht zurück. Im vergangenen Jahr 
triumphierten neben Gabriel Boric in Chile auch 
Xiomara Castro in Honduras und Pedro Castillo in 
Peru. Im Juni dieses Jahres folgte der Wahlsieg von 
Gustavo Petro mit Francia Márquez als Vize in Ko-
lumbien. Und in Brasilien könnte Ex-Präsident 
Luiz Inácio Lula da Silva in der Stichwahl Ende Ok-
tober den rechtsextremen Jair Bolsonaro in die Op-
position schicken. Rechte Wahlsiege gab es in den 
vergangenen Jahren hingegen nur in wenigen Län-
dern wie Uruguay und Ecuador.
Die erneute Stärke linker Politiker*innen ist be-
achtlich. Denn die Abnutzungserscheinungen auf 

den Regierungsbänken sowie die strukturellen 
Grenzen der begonnen Transformationsprozesse 
waren in den 2010er Jahren in den meisten Län-
dern unverkennbar. Infolge antineoliberaler 
Kämpfe hatten die linken Regierungen – ausge-
hend vom erstmaligen Wahlsieg von Hugo Chá-
vez in Venezuela 1998 – die Rolle des Staates 
gegenüber dem Markt gestärkt und Privatisierun-
gen gestoppt. Zuvor marginalisierte Bevölke-
rungs- mehrheiten wie Indigene und 
Bewohner*innen von Armenvierteln erlebten ma-
terielle Verbesserungen und mindestens symbo-
lische Wertschätzung. Am weitesten gingen die 
Veränderungen in Venezuela, Bolivien und Ecua-
dor, wo neue Verfassungen verabschiedet wurden, 
die soziale und teilweise ökologische Zielsetzun-
gen formulierten. Zumindest dem Anspruch nach 
verfolgten die Regierungen der drei Länder 
Transformationsansätze in Richtung grundlegend 
anderer Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme. 
Außenpolitisch entstanden neue lateinamerikani-
sche Integrationsbündnisse ohne die USA. In Ver-
bindung mit anfänglichen Bemühungen der 
Demokratisierung sorgte all dies für eine breite 
politische Legitimität. Die Widersprüche zwischen 
politischer Partizipation und ausgeprägtem Prä-
sidentialismus ließen sich jedoch kaum auflösen. 
Die vergleichsweise großen Handlungsspielräume 
der Regierungen beruhten ab 2003 vor allem auf 
den hohen Weltmarktpreisen für Rohstoffe, wäh-
rend die Wirtschaftsstrukturen und Steuersyste-
me kaum verändert wurden. Für die breiten 
Massen war also Geld da, ohne die strukturellen 
Privilegien der reichen Eliten antasten zu müssen.

Es gibt nicht einmal rhetorisch vielver-
sprechende gemeinsame Projekte

Die heutigen Linksregierungen stehen vor einer 
anderen Situation. Seit Jahren befindet sich die 
Region in einer Krise, die lange vor der Corona-
Pandemie mit niedrigen Rohstoffpreisen einsetz-
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te. Dass nun auch Länder linke Regierungen be-
kommen, die wie Kolumbien, Honduras oder Peru 
bislang als konservative Bastionen galten, zeigt 
zunächst vor allem, dass die Rechte keine Antwor-
ten auf die drängenden Probleme Lateinamerikas 
hat. Sowohl die neoliberalen als auch die Trump-
schen Konzepte, mit denen etwa Bolsonaro in Bra-
silien sympathisiert, kommen nur einer kleinen 
Elite zugute. 
Daher zeugen die jüngsten linken Wahlsiege nicht 
unbedingt von einer neuen Stärke der Linken, son-
dern vor allem von der starken Enttäuschung über 
die derzeitige Politik. Die heutigen linken Regie-
rungen treten dabei weniger als ein gemeinsamer 
Block auf, als während der ersten Welle. Zwar gab 
es auch damals unverkennbare Unterschiede zwi-
schen radikaleren und moderateren Regierungen. 
Doch verstanden sich alle mehr oder weniger als 
Teil einer lateinamerikaweiten Bewegung und üb-
ten den Schulterschluss, als es etwa gegen die von 
den USA anvisierte gesamtamerikanische Freihan-
delszone ALCA (Área de Libre Comercio de las 
Américas) ging, die 2005 scheiterte. Heute sind die 
linken Regierungen ideologisch heterogener. Und 
in Nicaragua und Venezuela vertreten sie jenseits 
eines linken und antiimperialitischen Diskurses 
kaum mehr linke Politik. Für andere linke Kandi-
dat*innen werden diese autoritären Regierungen 
zunehmend zum Problem. Wer im Wahlkampf eine 

sozialere Politik verspricht, wird schnell in die Ve-
nezuela- und Nicaragua-Ecke getrieben und muss 
versuchen, sich von Daniel Ortega und Nicolás 
Maduro zu distanzieren. Letztlich verfolgen die 
neueren linken Regierungen überwiegend klas-
sisch sozialdemokratische Programme, die mal 
mehr, mal weniger grüne Einflüsse enthalten. Den 
lateinamerikanischen Eliten gilt jedoch bereits 
dies als linksradikal. So trat Xiomara Castro in 
Honduras im Januar dieses Jahres ihr Amt mit 
dem Versprechen an, die Armut zu bekämpfen und 
eine sozialere Politik umzusetzen. Im Gegensatz 
zur rechten Vorgängerregierung stellt sie sich ge-
gen Korruption und das organisierte Verbrechen. 
Die neue kolumbianische Regierung will Armut 
und Ungleichheit durch Sozialprogramme be-
kämpfen, das Renten-,  Gesundheits- und Bil-
dungssystem stärken, die Abhängigkeit von 
Rohstoffen verringern sowie das Steuersystem re-
formieren. Der ländliche Raum und der Tourismus 
sollen gefördert, grüne Energieprojekte ausgebaut 
werden. Zudem will die Regierung durch neue 
Verhandlungen mit der noch aktiven ELN-Gue-
rilla (Ejército de Liberación Nacional) und eine 
vollständige Umsetzung des Friedensabkommen 
mit der ehemals größten Guerilla FARC (Fuerzas 
Armadas Revolucionarias de Colombia) endlich 
wirklichen Frieden nach Kolumbien bringen. Das 
Abkommen von 2016 sieht unter anderem eine 
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Agrarreform vor, die bisher nicht begonnen wur-
de und auf gehörigen Widerstand seitens der 
Großgrundbesitzer*innen stoßen dürfte. 
Während sich die linken Regierungen Anfang des 
Jahrtausends jahrelang in der Offensive befan-
den und von Wahlsieg zu Wahlsieg eilten, ist die 
Lage heute ausdifferenzierter. Mexikos Präsident 
gilt kaum mehr als linker Hoffnungsträger und 
darf bei der kommenden Präsidentschaftswahl 
2024 nicht noch einmal antreten. Perus schwa-
cher Präsident laviert zwischen moderaten und 
radikalen Kräften, hat in einem Jahr Amtszeit 
bereits mehrere Kabinette verschlissen und muss 
im peruanischen Regierungssystem aufgrund 
fehlender Mehrheiten im Kongress jederzeit mit 
der Amtsenthebung rechnen. 
Xiomara Castro hat in Honduras viel Gegenwind, 
weil die korrupte Rechte das Land nicht kampf-
los aufgibt und noch immer an zentralen Stellen 
im Staat vertreten ist. In Argentinien könnten bei 
der kommenden Präsidentschaftswahl wieder die 
Neoliberalen triumphieren. In Kolumbien sind 
die strukturell rechten Strukturen und die para-
militärische Gewalt trotz starker sozialer Bewe-
gungen ein explosives Umfeld für die erste 
progressive Regierung des Landes. Und Lula da 
Silva hat in Brasilien im Vorfeld der Wahl Bünd-
nisse mit neoliberalen Politiker*innen geknüpft. 

Heute sind die linken Regierungen 
ideologisch heterogener

Der Bolsonarismus indes würde auch mit einer 
Niederlage nicht als politische Kraft verschwin-
den, sondern eine einflussreiche Oppositions-
kraft darstellen. Nicht nur schnitt Bolsonaro in 
der ersten Runde der Präsidentschaftswahlen am 
2. Oktober besser ab als sämtliche Meinungsfor-
schungsinstitute prognostiziert hatten. Bei den 
zeitgleich stattfindenden Parlaments- und Re-
gionalwahlen holten seine Anhänger*innen zu-
dem eine beträchtliche Anzahl von Ämtern. 
Einen deutlichen Rückschlag musste Anfang Sep-
tember die Linke in Chile hinnehmen, als eine 
neue, fortschrittliche Verfassung an den Wahl-
urnen deutlich abgelehnt wurde. Der partizipa-
tiv erarbeitete Verfassungsentwurf war stark von 
sozialen, feministischen und indigenen Bewe-
gungen beeinflusst und hätte vor allem die Rech-
te der Bevölkerung, den Umweltschutz sowie die 

wirtschaftliche Rolle des Staates gestärkt. Die 
Gründe für die Niederlage sind vielfältig. Die Er-
klärungen reichen von einer rechten Lügenkam-
pagne, über interne Probleme des 
Verfassungskonvents, der vor allem aus linken und 
unabhängigen Delegierten bestand, bis hin zu 
möglicherweise für viele zu weitgehende Ände-
rungen. Ein Verfassungstext allein kann ein Land 
zwar nicht verändern. Die Beispiele Venezuela, 
Bolivien und Ecuador zeigen, dass zwischen Ver-
fassungsgrundsätzen und politischer Wirklichkeit 
mitunter tiefe Gräben klaffen. Aber der Entwurf 
hätte allen, die sich für ein soziales und ökologi-
sches Chile einsetzen, bedeutende Rechte und In-
strumente in die Hand gegeben. In der Verbindung 
linker Regierungsmehrheiten und sozialer Mobi-
lisierung hätte tatsächlich das Potenzial gelegen, 
den Neoliberalismus zu überwinden, der Chile seit 
Jahrzehnten fest im Griff hat. Und dies hätte un-
weigerlich auch international Symbolwirkung ge-
habt. Zwar soll es einen zweiten Anlauf für die 
Abschaffung der alten Verfassung geben, die noch 
aus Zeiten der Diktatur unter Pinochet stammt. 
Doch wird der bestehende Entwurf mindestens 
abgeschwächt und statt von unabhängigen Dele-
gierten wohl von Berufspolitiker*innen und Ex-
pert*innen ausgearbeitet werden.
Insgesamt sind mit der aktuellen linken Welle we-
niger Versprechen auf einen tiefgreifenden Wan-
del verbunden als zu Anfang des Jahrtausends. Es 
gibt keine bedeutende überregionale Zusammen-
arbeit und nicht einmal rhetorisch vielverspre-
chende gemeinsame Projekte. In fast allen 
Ländern ist die Opposition zudem deutlich stär-
ker als zu Beginn des Jahrtausends. Auch eine 
mögliche Überwindung des Rohstoffexport-Mo-
dells, wie sie in Kolumbien und Chile von Regie-
rungsseite her zumindest thematisiert wird, ist 
angesichts der weltwirtschaftlichen Lage und des 
Krieges in der Ukraine unwahrscheinlich. Vorüber-
gehende Verbesserungen für die ärmere Bevölke-
rung sind dennoch möglich. Und dass sich etwa 
die Nachbarländer Venezuela und Kolumbien po-
litisch wieder annähern und künftig stärker ko-
operieren wollen, ist eine positive Entwicklung, 
die kaum zu unterschätzen ist. Doch darüber hin-
aus dominiert in dieser zweiten linken Welle bis-
her überwiegend der Pragmatismus. 

// Tobias Lambert
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PROGRESSIVE REGIERUNGEN 
IN LATEINAMERIKA
EINE GRAFISCHE ÜBERSICHT

Der Übersichtlichkeit halber sind die Regierungen 
Lateinamerikas hier in nur zwei Kategorien poli-
tischer Ausrichtung eingeteilt, links- bzw. rechts-
gerichtet, dies ist jedoch vereinfachend. 
Ob eine Regierung links- oder rechtsgerichtet ist, 
kann sowohl an ihrer Selbstzuschreibung wie auch 
anhand von externen Kriterien festgemacht wer-
den. Da beispielweise ein autoritäter Staat wie Ni-
caragua, der die Menschenrechte missachtet, in 

        Land
        Brasilien ?
        Kolumbien
        Chile
        Honduras
        Peru
        Belize
        Bolivien
        Guyana
        Surinam
        Argentinien
        Mexiko
        Trinidad und Tobago
        Nicaragua
        Venezuela
        Kuba

Progressive Regierung seit
Stichwahl am 30.10.22
Juni 2022
März 2022
Januar 2022
2021
2020
2020
2020
2020
2019
2018
2015
2006
1999
1959

der Wahrnehmung der Dossier-Redaktion nicht 
links wäre, aber auch nicht allein deswegen 
rechts, folgt die Darstellung im Wesentlichen  
der Selbstzuschreibung. Die Etiketten „linksge-
richtet“ und „rechtsgerichtet“ sind hier also 
losgelöst von der An- oder Abwesenheit autori-
tärer Tendenzen zu verstehen. Da eine Darstel-
lung, die diesen Aspekt vernachlässigt, jedoch 
unvollständig scheint, ist der Grad autoritärer 
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Tendenz separat in einer zweiten Karte veran-
schaulicht. 
Hierfür wurde der Electoral Democracy Index her-
angezogen, der vom V-Dem Institut der Univer-
sität Göteborg (https://www.v-dem.net/) 
entwickelt wurde. Er bildet auf Basis von Ex-
pert*innenmeinungen aus dem Jahr 2021 ab, in-
wieweit in einzelnen Ländern freie und faire 
Wahlen, individuelle Freiheitsrechte (z.B. Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit) sowie alter-
native Informationsquellen gewährleistet sind. Ein 
hoher Wert des Indexes bedeutet beispielsweise 
sehr freie Wahlen. 
Laut Index sind freie Wahlen in Lateinamerika am 
besten in Costa Rica, Uruguay, Chile und Argen-
tinien gewährleistet. Die größten Defizite beste-
hen dagegen in Kuba, Venezuela und Nicaragua. 

Für die abhängigen Gebiete Französisch-Guaya-
na, Malwinen/Falklandinseln und Puerto Rico 
wurde jeweils der Wert des zugehörigen Staates 
verwendet. Für Belize gibt es in den Daten keinen 
Wert des Index.
Die Kriterien des Index beinhalten ein relativ eng 
gefasstes Demokratieverständnis und stellen da-
her nur eine mögliche Sichtweise dar. Weitere de-
mokratierelevante Aspekte wie etwa soziale 
Ungleichheit werden in diesem Index nicht be-
rücksichtigt.
Aufgrund der zeitlichen Verzögerung bei der Er-
hebung der Daten schlägt sich eine Abnahme au-
toritärer Tendenzen nach einer Wahl nicht 
unbedingt sofort in den veranschaulichten Zah-
len wieder.

// Martin Schäfer
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GABRIEL BORIC UND 
CHILES NEUE LINKE
AUS DER BEWEGUNG IN DEN STILLSTAND?

Ende 2021 wurde mit Gabriel Boric ein ehemali-
ger Studierendenführer ins Präsidentenamt ge-
wählt. Steht er für eine neue, progressive Linke? 
Und wie berechtigt sind die Hoffnungen auf so-
zialen Wandel? 

Umweltschutz, Feminismus, soziale Gerechtigkeit: 
Die Wahlversprechen von Gabriel Boric klangen 
verheißungsvoll. Nach Jahrzehnten des Neolibe-
ralismus sollte Chile nun endlich die Kehrtwende 
schaffen. Dies- und jenseits des Atlantiks jubelte 
die Linke nach seiner Wahl zum Präsidenten im 
Dezember 2021. Endlich: das Ende der privatisier-
ten Sozialsysteme, der extremen ökonomischen 
Ungleichheit und des umweltzerstörenden Extrak-
tivismus. Stattdessen: der Anfang einer sozial-, 
umwelt- und geschlechtergerechten Gesellschaft 
und die Versöhnung mit den indigenen Bevölke-
rungsgruppen. So die Hoffnung. 
Der jüngste Staatschef der Welt repräsentiert eine 
neue lateinamerikanische Linke, die mit den AM-
LOs und Lulas nur wenig und mit den Ortegas und 
Maduros gar nichts gemein hat. Als ehemaliger 
Studierendenanführer kommt Boric aus den so-
zialen Bewegungen. Auch wenn er schon vor eini-
gen Jahren in die institutionelle Politik wechselte, 
haftet ihm dieses Image noch immer an. Und er 
macht sich auch wenig Mühe, es abzulegen – im 
Gegenteil. Statt in den Präsidentenpalast zog er in 
ein deutlich bescheideneres Haus in einem Mit-
telschichtsstadtteil Santiagos und auch sein Äu-
ßeres ist legerer, als man es sich jemals von einem 
chilenischen Präsidenten hätte vorstellen können: 
tätowiert, hemdsärmelig, ungekämmt. Anders als 
bisherige Präsidenten gibt Boric sich nahbar und 
sucht den Kontakt mit der Bevölkerung.
Von Anfang an war eine gewisse Enttäuschung je-
doch insofern vorprogrammiert, als Borics Regie-
rung sich nicht auf eine parlamentarische 

Mehrheit stützen kann: Sein linkes Parteienbünd-
nis Apruebo Dignidad verfügt lediglich über 37 von 
155 Abgeordneten sowie über 6 von 50 Sena-
tor*innen. Boric sah sich daher genötigt, die Ba-
sis seiner Regierung zu verbreitern. Infolge nahm 
er Mitte-Links-Parteien der ehemaligen Concer-
tación (mit Ausnahme der Christdemokrat*innen) 
in seine Regierung auf. Als „Socialismo Demo-
crático“ spielen diese Parteien eine zunehmend 
wichtige Rolle in der Regierung. Doch selbst die-
ses Bündnis hat keine eigene Parlamentsmehrheit 
und ist darauf angewiesen, mit anderen Kräften 
Kompromisse zu finden, im Senat sogar mit den 
Mitte-Rechts-Parteien.
Eines der ersten Projekte der neuen Regierung ist 
eine Steuerreform, die Boric und Finanzminister 
Mario Marcel bereits im Juli präsentierten. Mar-
cel war zuvor Direktor der chilenischen Zentral-
bank und an allen Regierungen der Concertación 
beteiligt. Seine Ernennung brachte Boric reichlich 
Kritik ein, die Steuerreform mag jedoch manche 
überraschen. Laut Regierung hätten 97 Prozent 
der Steuerzahler*innen keine Erhöhungen zu be-
fürchten, diese würden nur die oberen drei Pro-
zent treffen. Das klingt nach wenig, laut dem 
Weltungleichheitsbericht 2022 verfügt das ein-
kommensstärkste Prozent der Haushalte in Chile 
jedoch über rund 50 Prozent und die wohlha-
bendsten zehn Prozent sogar über mehr als 80 
Prozent des Reichtums. Zentrale Bestandteile der 
geplanten Reform sind eine höhere Besteuerung 
von Vermögen, Kapitaleinkommen und hohen 
Einkommen, die Bekämpfung von Steuervermei-
dung und -hinterziehung sowie die Einführung 
von Abgaben für den Kupferbergbau. 
Im laufenden Gesetzgebungsverfahren könnte au-
ßerdem eine Finanztransaktionssteuer hinzukom-
men. Mittlere Einkommen sollen durch 
Freibeträge für Mieten oder Pflege entlastet wer-
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den. Ein leicht reduzierter Steuersatz für Unter-
nehmen soll Investitionen fördern.
Geplant ist, durch die Reform das Steueraufkom-
men um rund 12 Millionen US-Dollar (4 Prozent 
des BIP) zu erhöhen und so gut die Hälfte von Bo-
rics Regierungsprogramm zu finanzieren. Das ak-
tuelle Aufkommen von 21 Prozent des BIP sei zu 
wenig, um die nötigen Sozialausgaben, etwa in 
den Bereichen Gesundheit und Bildung, zu täti-
gen, meint auch die OECD. Dort hält man die ge-
plante Reform für „ambitioniert, aber machbar“. 
Nun wird es darauf ankommen, die nötigen Mehr-
heiten dafür zu gewinnen. 

Eines der ersten Projekte der neuen Re-
gierung ist eine Steuerreform

Eine Ahnung, in welche Richtung die Politik von 
Gabriel Boric gehen wird, gibt der Haushaltsent-
wurf für das kommende Jahr 2023. Geplant sind 
Mehrausgaben in Höhe von 4,2 Prozent. Ein 
Schwerpunkt sind Investitionen in die „Infra-
struktur für wirtschaftliche Entwicklung“ und in 
die Schaffung von Arbeitsplätzen. Ein zweiter 
Schwerpunkt ist die öffentliche Sicherheit. Der Fo-
kus liegt hier auf  zusätzlichen Mitteln für die Be-
kämpfung der organisierten Kriminalität, unter 
anderem durch die uniformierte Polizei Carabine-

ros, die wegen Menschenrechtsverbrechen wäh-
rend der Proteste 2019 des estallido social (der 
„sozialen Explosion“) in der Kritik stehen. Drit-
ter Schwerpunkt ist die soziale Sicherheit mit 
Mehrausgaben von 8 Prozent, etwa für Investitio-
nen in die Bildungsinfrastruktur, Gesundheitsver-
sorgung und Sozialhilfen. Nach einem durch und 
durch linken Projekt klingt das zwar nicht, dafür 
aber nach einem mehrheitsfähigen.
Und Mehrheiten im Kongress sind für Boric über-
lebenswichtig, das gilt auch für die für seine Re-
gierung zentrale Rentenreform. Nachdem das 
Gesetzgebungsverfahren auf die Zeit nach dem 
Verfassungsplebiszit verschoben wurde, kommt 
nun wieder Bewegung in die Sache: Medienbe-
richten zufolge soll das bisherige System der pri-
vaten Rentenfonds (AFP) abgeschafft und durch 
ein öffentliches System ersetzt werden – eine der 
Hauptforderungen des estallido social. Die Regie-
rung kündigte an, die Reform noch im Oktober 
2022 in den Kongress einzubringen. Aber auch 
hier ist die Regierung auf Zustimmung aus der 
Opposition und möglicherweise auf Kompromis-
se angewiesen. 
Auch außenpolitisch gibt sich Boric kompromiss-
bereit. Immer wieder betont er in Interviews die 
Notwendigkeit einer stärkeren regionalen Inte-
gration und des Brückenbauens – ob zum linken 

Fotos: Ute Löhning Die Erde verteidigen Graffiti in Santiago de Chile gegen Holzraubbau in den Mapuche-Gebieten (Wallmapu)
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Evo Morales in Bolivien oder zum rechten Guil-
lermo Lasso in Ecuador. Gleichzeitig kritisierte 
er wiederholt entschieden Menschenrechtsver-
letzungen der autoritären Regime von Daniel Or-
tega in Nicaragua, Nicolás Maduro in Venezuela 
und Miguel Diaz-Canel in Kuba. Diese deutliche 
Beanstandung der Politik anderer linker Regie-
rungen der Region bringt ihm einerseits Kritik 
ein, verleiht ihm aber auch Glaubwürdigkeit und 
spricht dafür, dass er nicht in das alte Rechts-
Links-Schema passt, sondern einen neuen Ty-
pus progressiver Regierung vertritt.

Die privaten Rentenfonds sollen abge-
schafft werden

Am Transpazifischen Partnerschaftsabkommen 
TPP-11 entzündet sich der neueste Konflikt in-
nerhalb der Regierung. Die Parteien von Aprue-
bo Dignidad lehnen es aufgrund seiner 
umstrittenen Mechanismen zur Konfliktlösung 
mittels Schiedsgerichten ab, auch Boric stimm-
te als Abgeordneter einst dagegen. Die Parteien 
des Socialismo Democrático befürworten jedoch 
die Ratifizierung. Anstatt eine Ablehnung des Ab-
kommens in seiner Koalition durchzusetzen, 
versucht Boric nun, in Nebenabreden zum Ab-
kommen die Konfliktlösungsmechanismen ab-
zumildern, um ihm zustimmen zu können – ein 
weiteres Zeichen seiner Kompromissbereitschaft.
Bei dem absehbaren Ringen um Kompromisse 
hatte die neue Regierung eigentlich auf Rücken-
wind durch die neue Verfassung gehofft – und 
dies auch öffentlich erklärt, denn die neolibera-
le Verfassung von Pinochet steht vielen ihrer po-
litischen Ziele im Wege. Mit der Ablehnung des 
Verfassungsentwurfs im Plebiszit ist es mit die-
ser Hoffnung nun vorbei. Zudem ist Boric poli-
tisch geschwächt, denn seine Regierung und die 
Verfassung wurden allgemein als miteinander 
verbunden wahrgenommen.
Boric war nur wenige Wochen im Amt, da begann 
eine rechte Kampagne, den Verfassungsentwurf 
–und damit auch ihn und seine Regierung – er-
folgreich und nachhaltig zu diskreditieren. Die-
se lancierte Falschbehauptungen über künftig 
angeblich unsichere Renten, enteignete Woh-
nungen oder kollabierende Krankenhäuser. 
Gleichzeitig lenkten die rechten Medien den Fo-
kus auf seinen vermeintlichen Schwachpunkt: die 

Sicherheitspolitik. Meldungen über gestiegene 
Kriminalität in den Großstädten häuften sich, 
während die Polizei nach Ermittlungen in Sachen 
Polizeigewalt Boric misstrauisch gegenüberstand. 
Die neue Regierung ist somit von Anfang an in der 
Defensive und muss reagieren, anstatt sich auf ei-
gene politische Projekte konzentrieren zu können. 
Da nur begrenzt politisches Kapital zur Verfügung 
steht, muss sie sich überlegen, für welche Anlie-
gen sie dieses am besten einsetzt. Die Befreiung 
der politischen Gefangenen des estallido social ge-
hörte beispielsweise nicht dazu. Das Innenminis-
terium trat weiterhin als Klägerin gegen 
Gefangene der Proteste auf, Teile der Regierung 
halten die Gefangenen nun für normale Straftä-
ter*innen. Und nach dem neuen Haushaltsentwurf 
wird nun eben sogar jene Polizei finanziell aufge-
stockt, die für illegale Verhaftungen und die mas-
sive Polizeigewalt verantwortlich ist. 
Auch in der Causa Mapuche hält Boric nicht sein 
Wort. Im Wahlkampf hatte er noch angekündigt, 
den von seinem Vorgägner Piñera verhängten 
Ausnahmezustand in der Region Araucanía nicht 
verlängern zu wollen. Angesichts von sich häu-
fenden Meldungen über dortige Zusammenstöße 
und Straßenblockaden sah er sich aber schließlich 
doch dazu gezwungen, wenn auch die Rolle des 
Militärs dabei auf die Sicherung der Straßen be-
grenzt wurde. Das brachte seiner Regierung den 
ersten internen Streit ein, da die linken Parteien 
die Verlängerung eigentlich nicht mittragen woll-
ten. Stattdessen verspricht Boric nun höhere In-
vestitionen in den Plan Buen Vivir für bessere 
Lebensbedingungen in den südchilenischen, indi-
gen geprägten Regionen – und erweckt damit den 
Eindruck, die misslungene Politik seiner Vorgän-
ger*innen im Umgang mit den Forderungen der 
Mapuche fortzuführen.
Um die Verfassung noch zu retten, bewegte Boric 
die Mitte-Links-Parteien in letzter Minute dazu, 
für den Fall der Annahme Abschwächungen der 
Verfassung zuzusagen – ein weiteres Zugeständ-
nis an die Rechte. Es half jedoch nichts, der Aus-
gang des Referendums zwang ihn zu noch mehr 
Kompromissbereitschaft. Er ersetzte seinen Weg-
gefährten Giorgio Jackson im Kabinett durch die 
Bachelet-Vertraute Ana Lya Uriarte und berief mit 
Carolina Tohá eine Veteranin der Concertación zur 
Innenministerin, in Chile der wichtigste Kabi-
nettsposten. So setzt sich ein Prozess fort, der 
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schon mit seiner Unterschrift unter 
die Verfassungsvereinbarung 2019 
sichtbar begonnen hatte: Boric ist mit 
der Zeit immer moderater geworden. 
Inzwischen erscheint er vielen Lin-
ken immer mehr als Wiedergeburts-
helfer der Concertación, eine Art 
Bachelet 2.0.
Auf der einen Seite scheint die Ab-
kehr von linken Positionen innerhalb 
kürzester Zeit – Boric ist erst ein 
halbes Jahr im Amt – darauf hinzu-
weisen, dass die anfänglichen Hoff-
nungen in seine Regierung 
womöglich überhöht waren. Eine 
Rolle dabei mag auch die geringe Re-
gierungserfahrung von Borics Bünd-
nis Apruebo Dignidad, vieler seiner 
Minister*innen und des Präsidenten 
selbst spielen, der noch im Jahr 2020 
versicherte, sich für die Übernahme 
des höchsten politischen Amtes nicht 
bereit zu fühlen. Andererseits befin-
det er sich bei all seinen politischen 
Entscheidungen in mehr oder weni-
ger vorhersehbaren Zwangslagen: ei-
nerseits die Pandemie, andererseits 
Wirtschaftskrise und Inflation infolge 
des kurz vor seiner Amtsübernahme 
begonnenen Kriegs in der Ukraine. 
Nicht zuletzt schränken die fehlen-
den politischen Mehrheiten den 
Handlungsspielraum der Regierung 
ein. Der aktuelle Kontext ist geprägt 
durch eine Sicherheits- und Wirt-
schaftskrise, mit sinkenden Einkom-
men und dem Verlust von 
Arbeitsplätzen, die anhaltende Be-
drohung durch Corona, die Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Kriminalität und Drogenhandel 
etwa durch Gruppen des organisierten Verbre-
chens wie dem Tren de Aragua, sowie den Her-
ausforderungen durch die hohe Migration, vor 
allem aus Venezuela. Der Vergleich mit Michelle 
Bachelet hinkt insofern, als dass die Ex-Präsiden-
tin mit vielen Problemen in diesem Ausmaß nie 
konfrontiert war und mit ihren Parteienbündnis-
sen Concertación und Nueva Mayoría stets über 
parlamentarische Mehrheiten verfügte. 
Es bleibt also zu hoffen, dass Boric und seine Re-

gierung die immensen Herausforderungen bewäl-
tigen, ohne dabei durch ständige Kompromisse 
völlig die Glaubwürdigkeit zu verlieren. Denn be-
sonders in Chile gibt es für Politiker*innen weder 
lange Schonfristen noch mildernde Umstände. 

// Caroline Kassin & Martin Schäfer

 „Confort“ ist alle Nach dem Misserfolg des 
Verfassungsreferendums macht die Pinochet-
Verfassung der bekannten Klopapiermarke Confort aber 
bedauerlicherweise noch keine Konkurrenz

CHILE
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GENOSSIN FRANCIA, 
PRÄSIDENT PETRO
KOLUMBIEN HAT DIE ERSTE LINKE REGIERUNG SEINER GESCHICHTE – WAS 
BEDEUTET DAS FÜR DIE POLITIK DES LANDES?

Die Wahl des ehemaligen Guerrilleros Gustavo 
Petro und der Umweltaktivistin Francia Márquez 
ist für Kolumbien in vielerlei Hinsicht historisch 
und weckt immense Hoffnungen auf Verände-
rungen. Zu ihrem ambitionierten Regierungs-
programm zählt die Bekämpfung von Armut, 
Ungleichheit und Gewalt. Dieser Text entstand 
wenige Tage nach dem Antritt der neuen Regie-
rung und wurde in der Zeitung analyse und kritik 
(ak 684) erstveröfftentlicht.

Wird jetzt alles besser in Kolumbien? Mit einem 
riesigen Volksfest wurde die Amtseinführung der 
neuen Regierung am 7. August gefeiert. 1819 wur-
den an diesem offiziellen Feiertag die spanischen 
Invasoren in der Schlacht von Boyacá geschlagen. 
Zum ersten Mal in der Geschichte des Landes ist 
nun ein linkes Bündnis an der Regierung.
Der Sieg von Gustavo Petro und Francia Márquez 
bei der Präsidentschaftswahl am 19. Juni hat in 
den emanzipatorischen sozialen Bewegungen 
Hoffnung geweckt und Euphorie ausgelöst. Tage-
lang wurde gefeiert, vor allem in den ärmeren De-
partamentos, wo Petro und Francia bis zu 80 
Prozent der Wähler*innen hinter sich haben. Dann 
begann die Arbeit an einem linken Regierungspro-
jekt. Bis zum offiziellen Amtsantritt am 7. August 
wurden Hunderte Treffen mit Vertreter*innen der 
unterschiedlichen Sektoren durchgeführt, der Re-
gierungsplan ausgearbeitet, Staatsbesuche ge-
macht.
Parallel zur Hochstimmung macht sich aber auch 
Angst breit, bis kurz vor der Amtsübergabe wur-
de sogar vor einem möglichen Staatsstreich ge-
warnt. Tatsächlich lag die Befürchtung in der Luft, 
dass Petro oder Márquez ermordet werden könn-
ten. Die neue Vizepräsidentin und Umweltaktivis-
tin hatte erst vor wenigen Jahren einen Anschlag 

überlebt. Die kolumbianische Rechte betont, dass 
Gustavo Petro und Francia Márquez bei der Stich-
wahl mit 50,6 Prozent der Stimmen lediglich 
einen knappen Sieg gegen den konservativen Ro-
dolfo Hernández (47,2 Prozent) errungen hätten. 
Aber auch eine andere Lesart ist möglich: Noch 
nie hat ein Kandidat so viele Stimmen mobilisiert 
wie Gustavo Petro.
Petro hatte bereits vor vier Jahren als Präsident 
kandidiert. Seitdem ist viel passiert in dem latein-
amerikanischen Land: Die Pandemie hat die Hälf-
te der Bevölkerung ins Elend gestürzt, 50 Prozent 
leben unter der Armutsgrenze. Die Gewalt hat zu-
genommen, Hunderte Aktivist*innen wurden er-
mordet, der Friedensprozess mit der FARC, der 
ehemaligen größten Guerillagruppe im Land, kann 
als gescheitert gelten. Die 2017 gegründete FARC-
Partei hat sich bereits mehrmals gespalten, er-
reichte bei der Parlamentswahl 2018 nicht einmal 
ein Prozent der Stimmen, 300 ihrer ehemaligen 
Mitglieder wurden seit der Demobilisierung be-
reits umgebracht. Die Verhandlungen mit der ELN, 
der anderen linken Guerilla Kolumbiens, wurden 
abgebrochen.
Die landesweiten Proteste 2021 haben das Land 
wochenlang lahmgelegt, bis heute wird mit den 
Demonstrant*innen verhandelt. Francia Márquez 
hat damals am Protest teilgenommen und ist 
nicht nur daher vielen Genoss*innen von der 
Straße bekannt. Vielleicht überwiegt vor allem 
wegen ihr die Hoffnung auf bessere Zeiten. Denn 
der Erfolg geht zu einem großen Teil auf ihr Kon-
to, sie gibt den „Niemanden“ eine Stimme und ein 
Gesicht, den Millionen von marginalisierten Men-
schen in Kolumbien.
Kurz vor den massiven Protesten im Mai und Juni 
2021 war Francia Elena Márquez Mina noch eine 
wenig bekannte Schwarze Umweltaktivistin, die 
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meist afrikanische, traditionelle Kleidung trägt, 
bunte Tücher zum Turban gewickelt um den Kopf, 
Armreifen aus Perlen und Muscheln. Zum Gruß, 
beim Sprechen oder Singen hebt sie immer wie-
der die linke Faust. Jetzt ist sie eine Herausforde-
rung für die traditionelle politische Klasse. Ihr Ziel 
ist in eigenen Worten, „die hegemoniale patriar-
chalische Politik zu brechen“. Und tatsächlich hat 
sie das Potenzial dazu hauptsächlich aufgrund ih-
rer zutiefst demütigen Haltung gegenüber kollek-
tiven Prozessen. Ihr politischer Leitsatz lautet: 
„Ich bin, weil wir sind.“
Francia Márquez wurde 1981 geboren und ist in ei-
ner kleinen Dorfgemeinschaft mit kaum 100 Ein-
wohner*innen im südlichen Department Cauca 
aufgewachsen. Das Haus der Familie ist aus Lehm 
gebaut, ihr Großvater versammelte an den Aben-
den die Gemeinschaft und galt als ihr Sprecher. In 
demselben Haus begleitete sie ihre Großmutter im 
Sterben. Schon als junges Mädchen schürfte sie am 
Fluss Gold und half beim Anbau von Kaffee, Koch-
bananen und Yuca.
Francia Márquez hat 2021 an den Protesten teil-
genommen und ist vielen Genoss*innen von der 
Straße bekannt.
Das Department Cauca ist eines der gefährlichs-
ten und gewalttätigsten Gebiete des Landes. Allein 

im Jahr 2021 wurden 70 Menschen aufgrund ih-
res Aktivismus für den Umweltschutz und die 
Menschenrechte umgebracht. Schon in ihrer Ju-
gend erkennt Márquez den Zusammenhang zwi-
schen der Zerstörung der Umwelt und der sozialen 
und wirtschaftlichen Ungleichheit in den Berg-
baugebieten. 2019 muss die Aktivistin aufgrund 
von Morddrohungen ihr Dorf verlassen. In Cali 
trifft sie auf Schwarze Aktivistinnen, die sie in ih-
rem sozialen Zentrum Casa Chontaduro aufneh-
men.

Weniger radikale Linke setzten auf 
Petro

In diesem neuen Zuhause begegnen ihr zahlrei-
che Lebensgeschichten, die ihrer eigenen sehr äh-
neln. „Meine Biografie ist nur deswegen relevant, 
weil viele das Gleiche durchgemacht haben: Kin-
derarbeit, von klein an, auf dem Land und im 
Bergbau, sexueller Missbrauch und Belästigung, 
sklavenähnliche Arbeitsbedingungen bei reichen 
Familien.“ Francia hält auch als Vizepräsidentin 
engen Kontakt zu ihrer Herkunft und zur Bewe-
gungslinken. Ihren Sieg feierte sie in ihrem 
Wohnviertel in Cali, ohne Sicherheitspersonal und 
schusssichere Weste. Sie kommt weiterhin zu Ver-
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anstaltungen, und am Montag nach der Amts-
übergabe hat sie in ihrem Heimatdorf die Ein-
führung gefeiert.
Weniger „radikale“ Linke setzten ihre Hoffnung 
eher auf Petro, denn er provoziert weniger und 
versucht, seine Regierung als offen in alle Rich-
tungen zu positionieren. Bei seiner ersten Rede 
nach der Wahl machte er klar: Der Präsidenten-
palast stehe jederzeit auch für die Opposition of-
fen. Er werde auf Versöhnung setzen. So traf er 
sich nach der Wahl bereits mit seinen politischen 
Gegner*innen aus dem ultrarechten Lager. Die-
se gemäßigte Politik passt auf den ersten Blick 
nicht unbedingt zur Vergangenheit Petros und 
zur Darstellung seiner Person in den traditionell 
konservativen Medien. Petro war Mitglied in der 
M19-Guerilla, und das rechte Lager warnte stets 
vor seinem Versuch, den Sozialismus einzufüh-
ren. Allerdings sind in Kolumbien bewaffnete op-
positionelle Gruppen nicht auch 
selbstverständlich sozialistische Bewegungen. Die 
M19-Guerilla gehört politisch eher zum sozial-
demokratischen Lager. Trotzdem ist seine Ver-
gangenheit in vielen Kreisen ein Stigma.

Francia Márquez gibt den „Nieman-
den“ eine Stimme

Sein diplomatisches Geschick lässt allerdings er-
warten, dass Petro nicht nur zu den emanzipa-
torischen und fortschrittlichen Regierungen der 
Region enge Beziehungen aufbauen wird. Bereits 
in den ersten Wochen nach der Wahl hat er 
Francia Márquez auf eine Südamerikareise ge-
schickt, auf der sie die Präsidenten und Regie-
rungsmitglieder Argentiniens, Chiles und 
Boliviens sowie in Brasilien den linken Präsi-
dentschaftskandidaten Luiz Inácio „Lula“ da Sil-
va besuchte. Das Verhältnis zu den USA wird sich 
sicherlich verändern, denn Petro wird die tradi-
tionelle Rolle Kolumbiens in der US-Außenpoli-
tik anfechten: Kolumbien wird nicht weiter der 
Damm gegen linke Regierungen sein.
Auch für das Nachbarland Venezuela ist die Wahl 
Petros eine gute Nachricht. Die politische Rech-
te Kolumbiens war unter anderem am versuch-
ten Putsch in Venezuela 2019 beteiligt, bei dem 
sich der venezolanische Politiker Juan Guaidó 
selbst zum Interimspräsidenten ernannte und 
sogar von der deutschen Bundesregierung aner-

kannt wurde. Kolumbianische Paramilitärs und 
Militärs hatten ihn damals unterstützt. Nun wer-
den nach Jahren der Funkstille zwischen Kolum-
bien und Venezuela die diplomatischen 
Beziehungen wieder aufgenommen. Der venezo-
lanische Außenminister Carlos Farías und sein zu-
künftiger kolumbianischer Amtskollege Álvaro 
Leyva Durán haben dazu bereits Ideen vorgelegt.
Der Wirtschaftswissenschaftler Petro wird als ers-
te Priorität eine Reform der Steuer- und Renten-
politik angehen. Denn das primäre Ziel der neuen 
Regierung ist die Bekämpfung von Armut und Un-
gleichheit. Für die ersten 100 Tage kündigte Petro 
daher bereits konkrete Reformpläne an. Außerdem 
will die neue Regierung auch das Freihandelsab-
kommen mit den USA neu verhandeln. Im Wahl-
kampf hatten Gustavo Petro und Francia Márquez 
zahlreiche Forderungen der Bewegungen aufge-
griffen: Im Zentrum der Wahlversprechen stand 
der Schutz der Aktivist*innen vor Gewalt und Ver-
folgung. Seit der Unterzeichnung des Friedens-
vertrags sind über 900 Aktivist*innen ermordet 
worden, Kolumbien gilt als eins der weltweit ge-
fährlichsten Länder für die politische Linke. Zu-
dem sollen die Friedensverhandlungen mit der 
immer noch aktiven ELN-Guerilla aufgenommen 
und der Friedensvertrag mit der FARC umgesetzt 
werden.
Zu Petros Wahlversprechen zählen zudem struk-
turelle Reformen in Polizei und Armee. Die Poli-
zei soll aus dem Verteidigungsministerium 
ausgegliedert werden. Dies ist vor allem mit Blick 
auf die Sozialproteste ein wichtiges Thema für lin-
ke Bewegungen – alleine bei den Protesten 2021 
wurden über 80 Menschen von der Polizei getö-
tet. Bisher wurde niemand zur Rechenschaft ge-
zogen. Bereits vor der offiziellen Amtseinführung 
hat die neue Regierung aus diesen Wahlkampf-
versprechen einige konkrete Vorschläge erarbei-
tet, darunter die Freilassung der politischen 
Gefangenen, die seit ihrer Teilnahme an den Pro-
testen in Haft sind.
Weniger vielversprechend sieht es in der Klima-
politik aus. Obwohl das Thema im Wahlkampf eine 
Rolle gespielt hatte, kündigte Petro nun an, vor-
erst nicht aus dem Kohleabbau auszusteigen. Zwar 
will er perspektivisch weg von Öl und Kohle, doch 
wegen des Ukraine-Kriegs steigen derzeit die 
deutschen Kohleimporte aus Kolumbien wieder 
an. Und das Entwicklungsland kann es sich nicht 
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KOLUMBIEN

leisten, sich dieses Geschäft entgehen zu lassen. 
So plant die neue Regierung, den Abbau von Bo-
denschätzen weiterhin zu ermöglichen, allerdings 
mit sozial- und umweltverträglichen Beschrän-
kungen. Und zumindest die derzeit laufenden Pi-
lotprojekte im Fracking werden ausgesetzt.

Weniger vielversprechend sieht es in 
der Klimapolitik aus

Außerdem wird in den kommenden Jahren in den 
Ausbau der sozialen Infrastruktur investiert. Das 
ist unglaublich notwendig in einem Land, in dem 
Menschen an heilbaren Krankheiten oder Klein-
kinder an Unterernährung sterben. Und bis 2023 
werden die öffentlichen Unis keine Einschrei-
bungsgebühr nehmen. Grund zur Freude geben vor 
allem zwei neue Ministerien: Das Ressort für 
Gleichstellung wird von niemand geringer als 
Francia Márquez selbst geführt; sie wird sich um 
die Rechte von Frauen, LGBTIQ+ und gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen kümmern und für die so-
ziale und wirtschaftliche Gleichstellung ausge-
grenzter Teile der Bevölkerung kämpfen. Zudem 
wird ein Ministerium für Frieden, Sicherheit und 
Zusammenleben eingeführt.
Das Kabinett der neuen Regierung entspricht Pe-
tros integrativem Politikstil. Das Außenministeri-
um geht ans konservative Lager, an die eher 

liberale Strömung gehen die Ressorts Wohnen und 
Landwirtschaft. Aus dem eher linken Lager kom-
men der neue Bildungsminister, der Verteidi-
gungsminister sowie die drei Frauen in den 
Ressorts Umwelt, Gesundheit und Kultur, María 
Susana Muhamad von der linken Partei Colombia 
Humana, Carolina Corcho und Patricia Ariza Flórez 
aus der Unión Patriótica. Insgesamt gibt Petro mit 
seinen Ernennungen vielen unterschiedlichen La-
gern eine Repräsentation in der Regierung.
Trotz unterschiedlicher Einschätzungen seitens 
der linken Bewegung wird diese Regierung für 
mehr Einheit unter den Linken sorgen, für mehr 
Austausch und direkte Beteiligung vieler margi-
nalisierter und ausgeschlossener Bevölkerungs-
gruppen. Ihr ständiger Bezug auf Protest und 
Bewegung, ihre direkten Kontakte zu Aktivist*in-
nen und linken Intellektuellen lassen auf eine 
wirkliche Veränderung hoffen. 

// Ani Diesselmann

 „Gleichgültigkeit ist auch Gewalt“ Generalstreik im April 2021 
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„KRIMINELLE STRUKTUREN NOCH 
IMMER TEIL DES STAATES”
INTERVIEW MIT MENSCHENRECHTSANWALT JOAQUÍN MEJÍA RIVERA ÜBER DIE NEUE 
REGIERUNG IN HONDURAS

Seit neun Monaten regiert mit Xiomara Castro 
eine linke Präsidentin Honduras. Ihr Wahlsieg 
brachte neue Hoffnung in ein Land, das seit dem 
Putsch 2009 gegen den damaligen Präsidenten 
Manuel Zelaya von rechtsautoritären und kor-
rupten Regierungen regiert wurde. Die LN spra-
chen mit Joaquín Mejía Rivera über die neue 
Regierung, ihre positiven Initiativen und die 
Grenzen ihrer Macht.

In ihrer Amtsantrittsrede kündigte Präsidentin 
Xiomara Castro verschiedene Maßnahmen an, 
die in den ersten 100 Tagen ihrer Amtszeit um-
gesetzt werden sollten. Dazu gehörte auch die 
Bekämpfung der Korruption. Hat Xiomara Ca-
stro nach neun Monaten ihrer Präsidentschaft 
dieses Versprechen erfüllt?
Ja, aber all das ist relativ zu betrachten. Die Re-
gierung von Castro bat die Vereinten Nationen 
(UN), eine internationale Kommission zur Be-
kämpfung von Korruption und Straflosigkeit (CI-
CIH) einzurichten. Tatsächlich ist auch ein 
Sondierungsteam der UN nach Honduras gereist. 
Im Moment herrscht Stillstand, weil es in zwei 
sehr wichtigen Punkten verschiedene Auffassun-
gen gibt. Erstens möchte die honduranische Re-
gierung das Expert*innenteam der CICIH 
auswählen, aber die UN lehnen dies ab, weil es die 
Unabhängigkeit der CICIH einschränken würde. 
Zweitens fordert die Zivilgesellschaft, dass die CI-
CIH Befugnisse einer unabhängigen Staatsanwalt-
schaft bekommt, die eigene Fälle vorlegen kann, 
die aber auch die Generalstaatsanwaltschaft bei 
der Untersuchung ihrer Fälle begleitet. 
Dabei ist jedoch zu bedenken, dass die Kommis-
sion in Guatemala (CICIG) vom Verfassungsge-
richt für verfassungswidrig erklärt wurde, weil sie 
mit den Befugnissen einer unabhängigen Staats-
anwaltschaft ausgestattet war. Die guatemalteki-
sche Verfassung besagt, dass das Monopol der 

Strafverfolgung bei der Generalstaatsanwaltschaft 
liegt. In Honduras ist es genau dasselbe. Deshalb 
wäre eine Verfassungsreform erforderlich, die 
vom Kongress durchgeführt werden muss. Die Re-
gierung von Xiomara Castro und ihre Verbünde-
ten haben aber nicht einmal eine einfache 
Mehrheit im Kongress, so dass dies fast unmög-
lich ist.

Auch hat Xiomara Castro während ihrer Antritts-
rede angekündigt, Honduras frei von Tagebau zu 
erklären und versprochen, das ZEDE-Gesetz ab-
zuschaffen, ein Gesetz, das autonome Zonen im 
Land ermöglichte, mit eigenen Gesetzen und ver-
waltet von Investoren. Wie sieht es damit aus?
In der Tat wurde das Land als frei von Tagebau 
erklärt, aber das ist nur eine rhetorische Erklä-
rung, die bisher keine Auswirkungen auf die Ter-
ritorien hat. Es stimmt, dass keine weiteren 
Konzessionen vergeben wurden, aber die beste-
henden Konzessionen wurden nicht ausgesetzt. 
Sie schaden noch immer der Umwelt, den Terri-
torien und der Gesundheit der Menschen. Es ist 
auch nicht zu leugnen, dass Castro das ZEDE-Ge-
setz aufgehoben und mit einigen ZEDEs verhan-
delt hat, um das Regime zu ändern (den 
Investor*innen wurde angeboten, sich als rechts-
konforme Sonderwirtschaftszonen zu konstituie-
ren, Anm. d. Red.). Aber es gibt eine ZEDE namens 
Próspera, die sich schlicht weigert. Sie bauen an 
ihrer Modellstadt einfach weiter. Also hat sich bis-
her nichts wirklich geändert. Die Präsidentin hat 
mit der Aufhebung des Gesetzes aber ihr Verspre-
chen gehalten.

Im Vorfeld der Wahl hat Castro einen Pakt mit 
feministischen Organisationen geschlossen, mit 
konkreten Vereinbarungen, wie die Aufhebung 
des Verbots der „Pille danach”. Das Ziel waren 
sichtbare Verbesserungen der Situation von 
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Frauen im Land. Was konnte davon umgesetzt 
werden?
Es liegt in den Händen der Exekutive, das Verbot 
der „Pille danach” aufzuheben. Das ist bisher 
nicht passiert. Honduras ist das einzige Land in 
Lateinamerika, in dem sie verboten ist. Für die 
Aufhebung ist ein Exekutivdekret ausreichend, 
dabei ist eine Zustimmung des Nationalkongres-
ses nicht erforderlich. Bisher hat Xiomara Castro, 
die von sich behauptet, sie sei die Präsidentin ei-
ner feministischen Regierung, dieses so leicht zu 
erfüllende Versprechen nicht eingelöst. Auch im 
Kabinett selbst sieht man Widersprüche. Obwohl 
sie verkündet, dass dies die Zeit der Frauen ist, 
hatte das vorherige Kabinett von Juan Orlando 
Hernández mehr Ministerinnen als das von Xio-
mara Castro, was offensichtlich nicht mit ihrem 
Diskurs übereinstimmt.

Der ehemalige Präsident Juan Orlando Hernán-
dez wurde an die Vereinigten Staaten ausgelie-
fert, weil er der Zusammenarbeit mit dem 
organisierten Verbrechen beschuldigt wird. Be-
steht diese Verflechtung zwischen der derzeiti-
gen Regierung und dem organisierten Verbrechen 
noch immer?
Juan Orlando Hernández wurde zwar ausgeliefert, 
aber die kriminellen Strukturen befinden sich 
noch immer innerhalb des Staates. Eines der 
großen Hindernisse für Castros Regierung ist, dass 
sie zwar an die Macht gekommen ist, aber eben 
nur an einen Teil der Macht. Denn viele mit dem 
organisierten Verbrechen verbundene Strukturen 
von Juan Orlando Hernández sind immer noch Teil 
des Staates. Das ist ein großes Hindernis. Es gibt 
Anschuldigungen gegen einzelne Mitglieder der 

Regierung von Xiomara Castro, die über viel po-
litische Macht verfügen und denen ebenfalls Ver-
bindungen zum Drogenhandel nachgesagt werden. 
Dies sind nur Gerüchte, aber sie geben Anlass zu 
großer Sorge.

Wie kann sich das auf die Castro-Regierung und 
ihre Handlungsfähigkeit auswirken?
Ein deutliches Beispiel für die Auswirkungen ist 
die Frage der Entmilitarisierung. Die Streitkräfte 
sind nicht erst seit Juan Orlando Hernández di-
rekte Komplizen des Drogenhandels. Die Armee 
ist seit den 1970er und 1980er Jahren eine Schlüs-
selfigur im Drogenhandel in Honduras und ganz 
Mittelamerika.
Xiomara Castro ist es bisher nicht gelungen, das 
Militärbudget zu kürzen, die Macht der Streitkräf-
te zu reduzieren oder ihnen die Aufgaben der öf-
fentlichen Sicherheit zu entziehen. Dort ist ein 
Umstrukturierungsprozess erforderlich, das ist 
eine wichtige Forderung der Zivilgesellschaft. Zu-
dem ist ein nationaler Dialog über die Frage, ob es 
überhaupt eine Armee geben soll oder nicht, not-
wendig. Denn die Streitkräfte sind, wie Victor 
Mesa sagt, zum schlimmsten Albtraum für die De-
mokratie geworden. Doch angesichts der Macht 
des Militärs und seiner Verbindung zum Drogen-
handel ist das sehr schwierig.

// Interview: John Mark Shorack & 
Robert Swoboda

// Übersetzung: Tininiska Zanger Montoya

JOAQUÍN MEJÍA RIVERA

hat an der Universität Carlos III in Madrid im Bereich Men-
schenrechte promoviert. Seit 2002 vertritt er Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen vor der Interamerikanischen 
Kommission und dem Interamerikanischen Gerichtshof für 
Menschenrechte. Er ist u.a. Beauftragter der Multinationalen 
Kommission des zivilgesellschaftlichen Bündnisses Allianz 
für Frieden und Gerechtigkeit, die den Prozess der Reform 
des Justiz- und Sicherheitssektors in Honduras überwacht.
Foto: privat
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„WIR SIND MENSCHEN DES 
KAMPFES UND DES WIDERSTANDS!“
REDE VON MIRIAM MIRANDA, KOORDINATORIN DER GARÍFUNA-ORGANISATION 
OFRANEH

Für die Garífuna und andere indigene Gemein-
schaften ändert sich trotz der neuen progressi-
ven Regierung in Honduras im Alltag bisher nur 
wenig. Kriminalisierung und Straflosigkeit blei-
ben noch immer bestimmend. Am 9. August 
2022, dem Internationalen Tag der indigenen 
Bevölkerungen, mobilisierte OFRANEH in die 
Hauptstadt Tegucigalpa. Die LN dokumentieren 
Ausschnitte aus der Rede von Miriam Miranda 
vor der Generalstaatsanwaltschaft.

„Wir sind wieder 
einmal hier, um 
Gerechtigkeit zu 
fordern, um Frei-
heit zu fordern, 
um zu fordern, 
dass unsere an-
gestammten 
Rechte respek-
tiert werden. Wir 
sind nicht hier, 
um Geld zu erbit-
ten. Wir sind Mil-
lionärinnen und 
Millionäre. 
Wir haben die 
Strände, wir ha-
ben das Land, wir 
haben unsere Ge-
meingüter. Wir 
wollen, dass wir 

respektiert werden. Denn dort leben wir seit mehr 
als zwei Jahrhunderten. Wir lassen uns nicht sa-
gen, dass wir von außen kommen. Wisst Ihr 
warum? Weil diejenigen, die dieses Land kontrol-
lieren, noch nicht einmal seit hundert Jahren hier 
sind. Und doch sind sie es, die an der Macht sind. 
Und sie sind Teil des organisierten Verbrechens. 
Wir wissen genau, wer wer ist.

Als unsere Brüder aus Triunfo de la Cruz ver-
schleppt wurden, sagten sie, es seien Drogen-
händler gewesen. Das war die Lüge, die sie 
konstruiert haben. Der wichtigste Drogenhändler 
des Landes wartet in den USA auf seinen Prozess. 
Aber die Mafia, die Juan Orlando Hernández auf-
gebaut hat, ist in diesem Land lebendiger denn je, 
und sie muss zerschlagen werden, Compañeros 
und Compañeras. Wir fordern, dass diese Regie-
rung den Auftrag erfüllt, den ihr die Bevölkerung 
mit der Wahl von Xiomara Castro erteilt hat. 
Xiomara Castro wurde gewählt, weil die Menschen 
es satt hatten, von einer Narco-Diktatur regiert 
zu werden. In diesen Gebäuden sitzen noch deren 
Leute. Sie haben sie nicht (in die USA, Anm. d. 
Red.) mitgenommen. Wir wollen, dass die Präsi-
dentin diese Beamten, die das Land ins Unglück 
gestürzt haben, abberuft. Auch deshalb sind wir 
hier. Diese Generalstaatsanwaltschaft hat sich der 
Verfolgung der Garífuna verschrieben, der Verfol-
gung der indigenen Gemeinschaften. Aber die 
großen Gauner, die Diebe, die Mörder in Anzug 
und Krawatte verfolgen sie nicht.
Vor zwei Jahren wurde ein Staatsverbrechen an 
den Garífuna begangen, als sie unsere Brüder aus 
Triunfo de la Cruz entführten. Letztes Jahr im Juli 
2021, zum Jahrestag des Verbrechens, sind wir mit 
einer konkreten Petition zu der Generalstaatsan-
waltschaft gegangen. Wir haben nicht einmal eine 
Antwort bekommen. Diese Generalstaatsanwalt-
schaft verachtet uns indigene Garífuna. Wir sind 
nicht hier, um über Geld zu sprechen. Wir wollen 
den politischen Willen sehen. Wir wollen Anzei-
chen dafür sehen, dass diese Regierung und vor 
allem die Verantwortlichen in dieser Regierung 
wirklich die Rechte der Bevölkerung stärken wol-
len. Sie verstecken sich dort (im Gebäude der Ge-
neralstaatsanwaltschaft, Anm. d.Red.) wie Ratten. 
Sie verstecken sich dort und glauben, dass wir 
kein Recht haben, gehört zu werden, uns mit ih-

 Kampf um  Antworten 

Miriam Miranda vor der Generalstaats‐

anwaltschaft

Foto: HondurasDelegation
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nen an einen Tisch zu setzen und zu diskutieren. 
Um über ein so wichtiges Thema wie das gewalt-
same Verschwindenlassen zu sprechen. Man hat 
nicht nur unsere Brüder und Schwestern entführt, 
sondern auch ein Verbrechen an allen Hondura-
ner*innen verübt. Wie viele Menschen verschwin-
den in diesem Land!
Heute, am 9. August, dem internationalen Tag der 
indigenen Bevölkerungen, fordern wir von der Ge-
neralstaatsanwaltschaft erneut eine Antwort. Aber 
nicht nur eine Antwort. Wir wollen sie sehen!
An den Stränden, woher wir kommen, haben vie-
le der staatlichen Funktionär*innen ihre Wochen-
endhäuser, sie sind Teil der Mafia, die dieses Land 
kontrolliert, die für uns das schlimmste Unglück 
bedeuten. Honduras ist ein Land, dessen Men-
schen im absoluten Elend leben, es ist aber ein 
Land mit vielen Ressourcen. Uns wird gesagt, dass 
es kein Geld gäbe. Womit werden denn all die mil-

lionenschweren Projekte realisiert? Natürlich gibt 
es in diesem Land Geld! Es ist nur in den Händen 
weniger und an die traut man sich nicht ran. Wir 
wollen sehen, dass diese Regierung Entscheidun-
gen gegen diejenigen trifft, die sich dieses Land 
unter den Nagel gerissen haben.
Was denken sie, wer wir sind? Denken sie, dass 
wir hier sind, um beim Tanzen fotografiert zu 
werden? Nein! Wir sind Menschen des Kampfes 
und des Widerstands! Sie benutzen uns für ihre 
folkloristischen Tourismusprojekte, sie benutzen 
uns, um Geld zu verdienen. Wir haben es satt, be-
nutzt zu werden und wir sagen es ihnen deutlich: 
Dies ist eine Kampfansage!“

// Übersetzung: Steffi Wassermann 

REPRESSIONEN GEGEN GARÍFUNA

Am 18. Juli 2020 wurden vier Männer in den frühen Morgenstunden aus ihren Häusern der Garífuna-
Gemeinde Triunfo de la Cruz entführt. Unter ihnen war Sneider Centeno, Präsident des Patronato (eine 
lokale Organisationsstruktur, die sich für die Interessen der Gemeinden einsetzt, Anm. d. Red.). Er hat-
te sich für die Rückgabe des angestammten Landes eingesetzt, wie es in einem Urteil des Interameri-
kanischen Menschenrechtsgerichtshofes 2015 entschieden wurde. Die Entführer kamen in Autos ohne 
Kennzeichen und trugen Westen der Ermittlungsbehörde DPI. Seitdem fehlt jede Spur von den vier 
Männern. Die Ermittlungen gehen ebenso wenig voran, wie die Rückgabe des angestammten Landes. 
Zwar wurde von der aktuellen Regierung eine Kommission zur Landrückgabe eingerichtet, sie hat aber 
nicht die finanzielle Ausstattung, um diejenigen zu entschädigen, die sich das Land unrechtmäßig an-
geeignet haben. Eine Enteignung ohne Entschädigung ist ebenfalls nicht vorgesehen.
Am 9. August 2022, dem Internationalen Tag der indigenen Völker, mobilisierte die Garífuna-Organi-
sation OFRANEH in die Hauptstadt Tegucigalpa vor die Generalstaatsanwaltschaft, unterstützt von 
vielen indigenen Gemeinschaften des Landes. OFRANEH wiederholte Forderungen, die sie bereits ein 
Jahr zuvor gestellt hatte: Unter anderem, dass endlich im Fall der vier Männer ermittelt, eine Sonder-
staatsanwaltschaft für Fälle gewaltsamen Verschwindenlassens eingerichtet und SUNLA, das Komitee 
zur Suche nach den Verschwundenen aus Triunfo de la Cruz, in die Ermittlungen mit einbezogen wird.
Óscar Chinchilla, der bis August nächsten Jahres amtierende Generalstaatsanwalt, wurde noch von der 
vorherigen Administration eingesetzt und gilt als Vertrauter des inzwischen wegen Drogenhandels in 
den USA inhaftierten Ex-Präsidenten Juan Orlando Hernández.
Als Reaktion auf den friedlichen Protest im August 2022 ordnete die Generalstaatsanwaltschaft Er-
mittlungen gegen Miriam Miranda, Koordinatorin von OFRANEH, Edy Tábora, Menschenrechtsanwalt 
und Luther Castillo, Garífuna und aktuell Minister für Wissenschaft und Technologie, an.
Laut OFRANEH wurden zwischen 2016 und 2021 50 Garífuna ermordet, 30 waren (zeitweilig) im Ge-
fängnis und gegen 32 wurden Haftbefehle ausgestellt, weil sie sich für die Rückgabe ihrer Territorien 
engagiert haben. 

// Steffi Wassermann
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ECHTE TRANSFORMATION ODER 
PERSPEKTIVLOSE LINKE?
MEXIKOS PRÄSIDENT ANDRÉS MANUEL LÓPEZ OBRADOR (AMLO) IST TROTZ KRITIK 
VON RECHTS UND LINKS BELIEBT – ANNÄHERUNG AN EIN PHÄNOMEN

Nicht weniger als die nationale Erneuerung woll-
te Andrés Manuel López Obrador in Mexiko an-
stoßen. Nach fast vier Jahren im Amt fällt die 
Bilanz seiner Regierung gemischt aus. Während 
es bei der Korruptionsbekämpfung, der Steuer- 
und Sozialpolitik Fortschritte gibt, zeigt der Blick 
auf Prestigeprojekte wie den Tren Maya, dass sich 
am grundlegenden Wirtschaftsmodell nichts ge-
ändert hat. Auch die Rolle des Militärs bleibt zen-
tral.

Die hemdsärmelige Art des Präsidenten, seine Pro-
vokationen auf den allmorgendlichen Pressekon-
ferenzen, die umstrittenen Großprojekte oder die 
Militarisierung der inneren Sicherheit: Viele är-
gert der undiplomatische Regierungsstil von An-
drés Manuel López Obrador, andere warnen vor 
den Gefahren eines sich immer autoritärer gebär-
denden Populismus. Und dennoch bleibt der AMLO 
genannte Politiker ungemein populär. 2018 hatte 
die Hälfte aller Wähler*innen dem Hoffnungsträ-
ger der gemäßigten Linken ihre Stimme gegeben. 
Heute bewerten sechs von zehn Mexikaner*innen 
seine Regierungsarbeit positiv. Im verarmten Sü-
den des Landes, in den Bundesstaaten Chiapas, 
Tabasco und Oaxaca beispielsweise, erreicht der 
Präsident gar Zustimmungswerte von 80 Prozent.
Ein handfester Grund für die ungebrochene Zu-
neigung der Mexikaner*innen zu ihrem Präsiden-
ten ist die Bekämpfung der Korruption. Zumal 
diese mit Maßnahmen zur Umverteilung verbun-
den ist – zur Abwechslung einmal von oben nach 
unten. In einem Land, in dem die staatlichen Leis-
tungen für die meisten Menschen gelinde gesagt 
schon immer defizitär waren und Korruption die 
Programme zur Armutsbekämpfung noch zusätz-
lich schröpfte, kommt eine der zentralen Botschaf-
ten von AMLO gut an: „Es kann keine reiche 
Regierung in einem Land von Armen geben.“

Die Umsetzung dieser Botschaft ist für Mexikos 
Geschichte beispiellos. Spitzengehälter der Staats-
beamt*innen wurden massiv gekürzt, die Zeiten 
der staatlich gedeckten Spesenrechnungen für die 
Behörden sind vorbei. Beispielhaft für diese Poli-
tik ist der ehemalige Präsidentenwohnsitz Los Pi-
nos in Mexiko-Stadt. Während AMLOs Vorgänger 
Enrique Peña Nieto dort noch wohnte, ist der 
Komplex mitten im Wald heute ein öffentlich zu-
gängliches Museum. Täglich machen sich dort 
hunderte Besucher*innen ein Bild vom Luxus ver-
gangener Zeiten. Viele Prunkstücke der Korrupti-
on sind allerdings kurz vor dem Machtwechsel 
Ende 2018 aus Los Pinos verschwunden, die Räu-
me wirken leer, die ganze Villa wie geplündert. Im 
kollektiven Bewusstsein sind die Exzesse der frü-
heren „pharaonischen Regime“, wie AMLO sie 
nennt, sehr präsent. Nicht nur die Partei der In-
stitutionellen Revolution (PRI), die alte Einheits-
partei, auch die rechte Partei der Nationalen 
Aktion (PAN) verprasste ohne mit der Wimper zu 
zucken Steuergelder. So schaffte Präsident Vicen-
te Fox, der von 2000 bis 2006 regierte, für eben-
diese Residenz zahlreiche Luxusgüter an. Der 
Skandal ging als Handtuch-Gate in die Geschich-
te ein, weil allein jedes Handtuch 402 US-Dollar 
kostete.
Eine zweite Komponente von AMLOs Politik ist 
eine gerechtere Besteuerung. Großunternehmen 
fanden dank ihrer Kontakte zur Politik früher im-
mer Schlupflöcher zur legalen Steuerhinterzie-
hung, das Steueramt verfügte gar in regel-
mäßigen Abständen Schuldenerlasse in mehrstel-
liger Millionenhöhe. Diese Ungerechtigkeit ging 
AMLO nicht juristisch an; vielmehr stellte er die 
Beschuldigten so an den Pranger, dass sie ihre 
Schulden „freiwillig“ beglichen. Die auf den prä-
sidialen Pressekonferenzen veröffentlichte Liste 
zahlungsscheuer Unternehmen wirkte Wunder: 
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Allein in den ersten beiden Regierungsjahren zahl-
ten Firmen wie IBM, Walmart und Coca-Cola ins-
gesamt 35.849 Millionen Pesos (1,8 Milliarden 
Euro) aufgelaufene Steuerschulden an den Fiskus.
Nach Jahren der ökonomischen Krisen unter neo-
liberaler Politik richten sich neue Programme an 
die verarmte Bevölkerung, und zwar ohne die von 
der Weltbank propagierten Leistungskriterien. Ju-
gendliche und alte Menschen stehen im Fokus der 
staatlichen Stützen. Junge Erwachsene bekommen 
jetzt ein Stipendium für ihre berufliche Ausbil-
dung, die allgemeine Rente ab dem 65. Lebensjahr 
wurde auf 1.925 Pesos pro Monat (rund 100 Euro) 
verdoppelt und soll weiterhin jährlich um 20 Pro-
zent erhöht werden.
Auch der staatlich festgeschriebene Tagesmin-
destlohn verdoppelte sich in den letzten vier Jah-
ren von umgerechnet 4,50 Euro auf knapp 9 Euro. 
Entgegen dem zentralen neoliberalen Argument 
deuten sich keine größeren Auswirkungen auf die 
Inflation an. Lange wurde so gerechtfertigt, den 
Tageslohn auf dem denkbar tiefen Minimum von 
rund 3 Euro zu halten. Diesen Hungerlohn gab 
einst Basilio González Núñez, Präsident der Na-
tionalen Kommission zur Bestimmung des Min-
destlohnes (CONASAMI), bekannt. Er selbst war 
von 1991 bis 2019 ununterbrochen im Amt und 
verdiente zuletzt monatlich 173.000 Pesos, was 
dem 68-Fachen des monatlichen Mindestlohns 
entsprach, den er den Hilfsarbeiter*innen auf dem 
Bau und in der Landwirtschaft zumutete. Auch 
wenn AMLO solche Fälle als „vergoldete Bürokra-
tie“ anprangert, bleibt Mexiko ein Beispiel von 
krasser Ungleichheit. Gemäß der im September 
2022 vorgestellten Zwischenbilanz der Regierung 
reduzierte sich die Einkommensungleichheit zwi-
schen dem reichsten und dem ärmsten Zehntel in-
nerhalb von drei Jahren von 18 zu 1 auf 16 zu 1.
Korruption und Straflosigkeit sind außerdem kei-
neswegs Vergangenheit, wie prestigeträchtige 
Großprojekte beispielhaft zeigen. Beim Bau der 
neuen Erdölraffinerie Dos Bocas im Ort El Paraí-
so in Tabasco waren die Arbeiter*innen den ma-
fiösen wirtschaftsnahen Gewerkschaften ausgelie-
fert, die solche einträglichen Geschäfte auch frü-
her kontrollierten. Jeden Montagmorgen kassier-
te hier die der Partei PRI angehörende 
Gewerkschaft am Werktor in bar und ohne Quit-
tung einen Betrag von den Arbeiter*innen. Wer 
nicht zahlen wollte, kam nicht rein, klagten die 

1.500 Angestellten bei einem wilden Streik im Ok-
tober 2021. Der Streik wurde gewaltsam unter-
drückt. Und obwohl die Missstände so ans Licht 
kamen, änderte sich nichts – zu groß war die Eile, 
das Prunkstück der Renationalisierung der mexi-
kanischen Energiepolitik fertigzustellen.

Neue Großprojekte im alten Stil 

Die Großprojekte bleiben ein Brennpunkt in der 
sozialen Auseinandersetzung. Hier zeigt sich, dass 
sich an der grundlegenden kapitalistischen Aus-
richtung und der Aneignung von oft indigenen 
Territorien nichts geändert hat. Dennoch, eine 
Reihe solcher Projekte früherer Regierungen wur-
de dank jahrelanger sozialer Proteste von AMLOs 
Regierung abgesagt, allen voran der Flughafen bei 
Atenco und Texcoco außerhalb von Mexiko-Stadt, 
aber auch Staudammprojekte oder eine US-ame-
rikanische Bierfabrik in der wasserarmen Groß-
stadt Mexicali. Neue Bergbaukonzessionen vergibt 
die Regierung nicht, auch wenn aktuelle Projekte 
trotz Widerspruch bis in die Umweltbehörden hin-
ein nicht angerührt werden.
Im lukrativen Energiemarkt, der nach langem Wi-
derstand erst von Peña Nieto 2013 privatisiert 
wurde, mussten europäische und nordamerikani-
sche Unternehmen zuletzt bittere Pillen schlucken. 
Die Rückgängigmachung dieser neoliberalen Re-
formen geht trotzdem nur in kleinen Schritten 
voran. Gleichzeitig arbeiten die betroffenen trans-
nationalen Unternehmen momentan eifrig daran, 
Mexiko wegen Verletzung der internationalen 
Freihandelsabkommen zu verklagen, was teuer 
werden kann. Einzelne Projekte werden dennoch 
abgesagt, so ein Windenergiepark der französi-
schen Electricité de France in Oaxaca. Auch über-
vorteilende Verträge, die von der gut geschmierten 
Drehtürpolitik in der neoliberalen Vergangenheit 
zeugen, erneuern die Behörden nicht. Betroffen 
davon sind eine Reihe von Großunternehmen, dar-
unter die spanische Iberdrola oder der hollän-
disch-schweizerische Energiehändler Vitol.
Wie mit dem Bau der Raffinerie Dos Bocas ange-
deutet, sind die neuen Vorzeigeprojekte von AMLO 
kaum besser als die der Vorgängerregierungen. 
Der umgebaute Militärflughafen Felipe Ángeles 
nahe Mexiko-Stadt ist im März 2022 für die zivi-
le Luftfahrt eingeweiht worden. Doch auch ein 
halbes Jahr später herrscht dort gähnende Leere, 
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weil Fluggesellschaften und Passagiere ihn nicht 
nutzen wollen. Auch das Tourismusprojekt Tren 
Maya auf der Halbinsel Yucatán und der Inter-
ozeanische Korridor, ein Bauvorhaben zur Ver-
bindung der Containerhäfen im Isthmus zwischen 
Oaxaca und Veracruz, wird von ökologischen Ba-
sisorganisationen und indigenen Protestgruppen 
heftig kritisiert. Doch der Bau der neuen Infra-
struktur kommt fast überall ohne nennenswer-
ten territorialen Widerstand voran. Ein Zeichen 
dafür, dass der Protest lokal oft weniger breit ab-
gestützt ist, als es von außen den Anschein hat.
Die mexikanischen Menschenrechtsorganisatio-
nen kritisieren an der Regierung AMLO das Feh-
len einer klaren Strategie, um die Menschen-
rechtskrise mit ihren historischen Missständen 
endlich anzugehen. Die Ausnahme ist der Fall 
Ayotzinapa, wo dank des unermüdlichen Drucks 
der Angehörigen der 43 verschwundenen Stu-
denten im August und September 2022 endlich 
erstmals hohe politische und sogar militärische 
Entscheidungsträger in Haft genommen wurden. 
Das Staatsverbrechen von Ayotzinapa ist jedoch 
nur die Spitze des Eisbergs und die Aufarbeitung 
kommt nach vier Jahren Regierungsverantwor-
tung reichlich spät. Dennoch ist das juristische 
Vorgehen gegen Generäle und den ehemaligen 
Generalstaatsanwalt ein unerhörtes Ereignis in 
der langen Geschichte der politischen Repressi-
on des Landes. Immerhin musste sich in Mexiko 
im Gegensatz zu anderen lateinamerikanischen 
Staaten bisher noch nie ein hoher Militär für Exe-
kutionen oder gewaltsames Verschwindenlassen 
verantworten. 

Wann und ob die Militärs überhaupt verurteilt 
werden, steht noch in den Sternen. Ein renom-
miertes Anwaltsbüro übernahm deren Verteidi-
gung pro bono und der Generalstaatsanwalt zog 
21 Haftbefehle, darunter gegen 16 Militärs, weni-
ge Tage nach deren Ausstellung wieder zurück. Ein 
unglaublicher Sabotageakt der Chefetage an der 
Spezialeinheit der Staatsanwaltschaft zum Fall 
Ayotzinapa, den der zuständige Staatsanwalt Omar 
Gómez Trejo mit seinem Rücktritt quittierte. Prä-
sident AMLO gab darauf öffentlich zu, es gäbe 
„starken Druck“ im Fall Ayotzinapa, ohne genau-
er darauf einzugehen. Die Angehörigen der 43 kri-
tisierten am achten Jahrestag der Verbrechen die 
mangelhafte Aufklärung: „Ja, wir erreichten klei-
ne Fortschritte mit dieser Regierung, aber als die 
Armee angefasst wurde, brach alles zusammen“, 
betonte Emiliano Navarrete, Vater des verschwun-
denen José Ángel Navarrete González, auf der De-
monstration zum Jahrestag. Die Trauer steht im 
dabei ins Gesicht geschrieben.
Eine zentrale Schwäche der Transformation des 
Landes, die gemäß AMLOs Anhänger*innen mo-
mentan stattfinden soll, ist der Mangel an klarer 
politischer Ausrichtung der 2013 gegründeten Be-
wegung der Nationalen Erneuerung (Morena). 
Dank der Beliebtheit des Präsidenten gewinnt die 
neue Partei eine Wahl nach der anderen und nicht 
immer stehen dabei auch nur annähernd linke Vi-
sionen im Vordergrund. Im Gegenteil: An vielen 
Orten fanden Politiker*innen aus anderen Partei-
en bei Morena Unterschlupf. Das geht bis hin zum 
chiapanekischen Großgrundbesitzer Jorge Con-
stantino Kanter, der die im Zuge des zapatisti-

Foto: Flickr, Drkgk (CC BY-SA 4.0)

 Früher Präsidentenanwesen, heute Museum AMLO machts möglich  
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schen Aufstands von der indigenen Bewegung ent-
eignete Oligarchie vertrat und für drastische ras-
sistische Äußerungen bekannt ist. 2022 kandidierte 
er für Morena um das Stadtpräsidium von Comitán 
– zum Glück ohne Erfolg. Lokale Morena-Verwal-
tungsstrukturen waren gar in das gewaltsame Ver-
schwindenlassen und die Ermordung von linken, 
aber der lokalen Morena-Regierung kritisch ge-
genüberstehenden Aktivist*innen involviert. Neu 
ist allerdings, dass deswegen Lokalpolitiker*in-
nen in Untersuchungshaft sitzen, darunter der Ge-
meindepräsident von Amatán in Chiapas und die 
Gemeindepräsidentin von Nochixtlán im Bundes-
staat Oaxaca.

„Als die Armee angefasst wurde, brach 
alles zusammen“

Der Gewaltspirale im Land wurde zwar 2019 die 
Spitze gebrochen, doch die Mordrate stagniert nun 
auf hohem Niveau: Die jährlich 28 Morde pro 
100.000 Einwohner*innen entsprechen 98 Mor-
den täglich. Viele Ecken und Enden des ländlichen 
Mexiko sind und bleiben Territorien ohne rechts-
staatliche Prinzipien, wo die caciques genannten 
Landfürste die Herren über Leben und Tod sind, 
heute meist im Verbund mit Mafiagruppierungen. 
Wenn die Verhältnisse absolut untragbar werden, 
dann wehrt sich die betroffene Bevölkerung be-
waffnet. Wie 2021 in der Gemeinde Pantelhó im 
Hochland von Chiapas, wo die lokale Politikerfa-
milie und ihre pistole�os vertrieben wurden.
Einer der überraschendsten und gefährlichsten 
Aspekte der Regierung AMLO ist die breite Allianz 

mit dem Militär, dem auch die neuen Großprojek-
te übertragen werden. Anlässlich der Verlängerung 
der Militärpräsenz auf den mexikanischen Straßen 
sprach López Obrador im September 2022 von der 
„quasi-militärischen Macht der organisierten Kri-
minalität“, derer er sich erst bewusstwurde, als er 
das Amt antrat. Er habe deshalb seine Meinung in 
Sachen Militarisierung der inneren Sicherheit ge-
ändert. Ob das stimmt, mag bezweifelt werden, hat 
doch Wikileaks ein Gespräch in der US-Botschaft 
in Mexiko-Stadt vom Januar 2006 veröffentlicht, 
in dem der damals erstmals für das Präsidenten-
amt kandidierende AMLO zu Protokoll gab, dass 
er zwecks Bekämpfung der organisierten Krimi-
nalität das Militär aus den Kasernen holen wolle, 
weil es die „am wenigsten korrupte Institution“ 
sei. Und gegen besseres Wissen wird die systema-
tische Beteiligung des Militärs an Verbrechen wie 
Ayotzinapa individualisiert, die Institution als Gan-
zes nicht kritisiert.  
Linke soziale Organisationen warnen ihrerseits, 
dass das Militär und die Nationalgarde auch an-
dere Ziele verfolgen. So erklärt die Organisations-
front von Oaxaca (FORO), eine neue Allianz von 
zehn sozialen Organisationen, in ihrem Grün-
dungsschreiben im September 2022, dass „die Mi-
litarisierung insbesondere dort strategisch präsent 
ist, wo es historisch am meisten Widerstand ge-
gen Großprojekte der Regierung gab“. Auch wenn 
die dunkelsten Seiten der Streitkräfte momentan 
zurückgebunden sind, ihr Machtzuwachs ist un-
heimlich und wird über die Regierungszeit von 
AMLO hinaus wirken.

// Philipp Gerber

 „Ich will keinen Tren Maya!“ Neue Großprojekte lassen Bewegungen an echter Transformation zweifeln 
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„EINE DER SCHWERSTEN MENSCHEN‐
RECHTSVERLETZUNGEN“
INTERVIEW MIT DER MEXIKANISCHEN MENSCHENRECHTSANWÄLTIN SOFÍA DE 
ROBINA ÜBER GEWALTSAMES VERSCHWINDENLASSEN

Andrés Manuel López Obrador (AMLO) über-
nahm 2018 die Regierungsverantwortung für 
ein Land, das sich in einer schweren Men-
schenrechtskrise befindet. Die Anwältin Sofía 
de Robina, die Angehörige von gewaltsam Ver-
schwundenen begleitet, analysiert im Interview 
mit LN Fortschritte und Widersprüche der Men-
schenrechtspolitik unter AMLO. 

Mexiko befindet sich in einer schweren Men-
schenrechtskrise, was sich in besonderem Maße 
an den erschreckenden Zahlen an gewaltsam 
Verschwundenen zeigt. Wie stellt sich die Situa-
tion aktuell dar?
Offizielle Angaben gehen derzeit von mehr als 
105.000 Verschwundenen in Mexiko aus. Und das, 
ohne die Fälle zu berücksichtigen, die nicht zur 
Anzeige gebracht wurden. Diese Krise ist auch eine 
forensische Krise. Nach inoffiziellen Angaben gibt 
es 52.000 nicht identifizierte Leichen. Viele von 
ihnen wurden von Familienangehörigen von Ver-
schwundenen gefunden.

Wer sind die Opfer der Verbrechen?
Es sind vor allem junge Menschen, die gewaltsam 
verschwinden. Obwohl die meisten von ihnen 
Männer sind, werden auch immer mehr Frauen 
Opfer. Diese Verbrechen werden meist im Kontext 
anderer Straftaten, wie Menschenhandel oder Se-
xualverbrechen, begangen. Diese geschlechtsspe-
zifischen Charakteristika erfüllen uns mit 
zusätzlicher Sorge.

Welche Folgen haben diese Verbrechen für die 
Angehörigen?
Das Verschwindenlassen ist eine der schwersten 
Menschenrechtsverletzungen, da eine Vielzahl von 
Rechten betroffen ist. Nicht nur die Rechte der 
verschwundenen Person, die Unversehrtheit des 
Lebens und der Freiheit, sondern auch die Rech-

te der Angehörigen werden verletzt, auch weil der 
Verbleib der verschwundenen Person nicht be-
kannt ist.
Es sind meist Frauen, die ihre Angehörigen su-
chen. Sie sind Mütter oder Schwestern, die auf die 
Suche gehen, oft unter sehr schwierigen und un-
sicheren Bedingungen. Als Frauen sind sie mit be-
sonderen Problemen konfrontiert, in Bezug auf 
die staatlichen Institutionen, aber auch in Bezug 
auf die eigenen Communities. In den letzten Jah-
ren wurden 13 Suchende ermordet. Das zeigt auch, 
dass der Staat nicht in der Lage ist, diejenigen zu 
schützen, die die Aufgabe der Suche ausführen.

Warum verschwinden Menschen in Mexiko ge-
waltsam? Und welche strukturellen Bedingun-
gen begünstigen diese Verbrechen?
Die Situation ist seit 2006 und dem sogenannten 
Krieg gegen die Drogen eskaliert. Die damalige 
Regierung von Präsident Felipe Calderón milita-
risierte das Land, was zu keinem Rückgang der 
Gewalt geführt hat. Im Gegenteil, es gab einen 
enormen Anstieg von Morden und Menschen-
rechtsverletzungen, darunter das Verschwinden-
lassen. Die beteiligten Akteure und die Motive, 
die hinter dem Verschwindenlassen stehen, sind 
vielfältig und komplex. Die organisierte Krimina-
lität spielt eine wichtige Rolle, aber auch die Si-
cherheitskräfte, die auf verschiedenen Ebenen an 
vielen dieser Verbrechen beteiligt sind. Manchmal 
arbeiten sie mit dem organisierten Verbrechen 
direkt zusammen, manchmal lassen sie es in be-
stimmten Regionen operieren, ohne einzugreifen. 
Das UN-Komitee gegen Gewaltsames Verschwin-
denlassen hat in seinem Bericht anlässlich seines 
Besuchs im April 2022 deutlich gemacht, dass es 
zu einem großen Teil genau diese Sicherheitspo-
litik ist, die das Verschwindenlassen begünstigt 
und ermöglicht. 
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Mit der jüngsten Reform der Nationalgarde wur-
de die öffentliche Sicherheit noch weiter milita-
risiert. Die Militarisierung der Sicherheitspolitik 
ist ein Teil des Problems. Ein weiteres Problem ist 
die Straflosigkeit. Sie ist einer der wesentlichen 
Faktoren, die Verschwindenlassen begünstigen. 
Und das dritte Element ist das Fehlen einer ganz-
heitlichen Politik, die die verschiedenen Stellen 
koordiniert, im Bereich der Sicherheit und im 
Bereich der Bekämpfung des Verschwindenlas-
sens.

Welche Maßnahmen hat die Regierung von AMLO 
ergriffen, um das Problem zu bekämpfen?
Die Regierung hat die Krise anerkannt. Das war 
sehr wichtig und wir hatten Hoffnung, dass die 
Anerkennung auch zu angemessenen Schritten 
führen würde. In den ersten Jahren dieser Regie-
rung wurden einige Maßnahmen erlassen, die 
den Eindruck erweckten, dass es in diesem Zu-
sammenhang Verbesserungen geben könnte. Es 
wurden einzelne Maßnahmen ergriffen, wie die 
Stärkung der Nationalen Kommission zur Suche 
nach Verschwundenen, der Sondermechanismus 
zur forensischen Identifizierung (Mecanismo 
Extraordinaria de la Identificación Forense) oder 
die Schaffung des Nationalen Zentrums zur 
menschlichen Identifizierung (Centro Nacional 
de Identificación Humana). Diese und weitere 
Initiativen sind aber eher isolierte Maßnahmen 
und werden einem ganzheitlichen Ansatz der 
Politik nicht gerecht. Zudem wurden Maßnah-
men erlassen, die in die entgegengesetzte Rich-
tung gehen. Aus unserer Sicht ist die erwähnte 
Militarisierung eine der besorgniserregendsten 
Entwicklungen. Die Streitkräfte sind darauf trai-
niert, den Feind zu bekämpfen. Ein Großteil der 
Truppe ist weit davon entfernt, die Menschen-
rechte zu verteidigen, und sie ist auch sehr re-

sistent gegen Transparenz und Rechenschafts-
pflicht, und Straflosigkeit ist ein großes Problem.
Im August wurde ein Bericht der Wahrheitskom-
mission zum Fall Ayotzinapa veröffentlicht. Dar-
in wurde die Komplizenschaft zwischen 
Militärkräften und organisiertem Verbrechen 
klar benannt. Von 83 ausgestellten Haftbefehlen 
in dem Fall betreffen nun 20 Militärs. Wie be-
werten Sie den Bericht?
Der jüngste Bericht beinhaltet wichtige Elemen-
te. Er zeigt deutlich, wie die Untersuchungen be-
hindert wurden, um sie schnell abzuschließen und 
die „historische Wahrheit“ zu konstruieren. Es 
gab eine staatliche Politik, die darauf ausgerich-
tet war. Und er benennt deutlich, dass aufgrund 
der Verwicklung verschiedener staatlicher Insti-
tutionen von einem Staatsverbrechen gesprochen 
werden muss. In diesem Sinne ist der Bericht sehr 
relevant.
Es muss aber gesagt werden, dass dieser Bericht 
kein Bericht der Wahrheitskommission zum Fall 
Ayotzinapa ist, sondern nur der ihres Vorsitzen-
den Alejandro Encinas Rodríguez. Weder andere 
Mitglieder der Kommission noch Fachleute der 
GIEI (Interdisziplinäre Gruppe unabhängiger Ex-
pert*innen zum Fall Ayotzinapa, Anm. d. Red.) 
waren an der Erstellung und Bewertung beteiligt. 
Deshalb sind wir besorgt, dass die Veröffentli-
chung des Berichts vor allem politischen Gründen 
geschuldet ist. Familienangehörige haben den Be-
richt zwar ebenfalls begrüßt, fordern aber eine 
tiefere Analyse des genauen Tathergangs. Bisher 
haben sie noch immer noch keine Antwort darauf, 
wo ihre Söhne verblieben sind. 

 // Interview und Übersetzung: 
Steffi Wassermann

SOFÍA DE ROBINA

ist Juristin im internationalen Bereich des Men-
schenrechtszentrums Miguel Agustín Pro Juárez 
A.C. (Centro Prodh). Die Organisation setzt sich für 
die Verteidigung der Menschenrechte ein und be-
gleitet Fälle von schweren Menschenrechtsverlet-
zungen, darunter Fälle von gewaltsamem 
Verschwindenlassen.
(Foto: Privat)
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NICHT ALLES HARMONISCH
BOLIVIENS REGIERUNGSPARTEI MAS IST NOCH IMMER MIT PARTEIINTERNEN UND 
EXTERNEN SPANNUNGEN KONFRONTIERT 

Im Oktober und November 2019 erschütterten 
heftige sozialen Unruhen Bolivien. Seit Luis Arce 
2020 zum Präsidenten gewählt wurde, hat sich 
die Situation etwas entspannt. Der Internationa-
le Währungsfonds (IWF) hob Mitte September 
2022 die jüngsten Erfolge des Landes bei der Sta-
bilisierung der Wirtschaft und der Armutsbe-
kämpfung hervor. Und trotzdem schwelen viele 
Konflikte. Der frühere Präsident Evo Morales 
plant derweil seine politische Rückkehr und 
könnte bei der Wahl 2025 wieder kandidieren.

Als Luis Arce im Oktober 2020 mit 55 Prozent der 
gültigen Stimmen und großem Vorsprung zum 
Präsidenten des Plurinationalen Staates Bolivien 
gewählt wurde, war das Ergebnis in dieser Deut-
lichkeit für viele eine große Überraschung. Die 
Wahl brachte somit die Erkenntnis: Die Bewegung 
zum Sozialismus (MAS) kann auch ohne ihre Iden-
tifikationsfigur Evo Morales, Präsident von 2006 
bis 2019 und immer noch Parteivorsitzender, 
Wahlen gewinnen. Sowohl in der Abgeordneten-
kammer als auch im Senat erreichte die linke Par-
tei 2020 wieder eine absolute Mehrheit.
Ein Jahr zuvor hatte es noch ganz anders ausge-
sehen: Die Wahlen 2019 hatten Morales und die 
MAS zwar gewonnen. Nach Vorwürfen des Wahl-
betrugs und tagelangen Protesten auf den Straßen 
sowie einem Aufstand von Teilen der Polizei for-
derten Militärs jedoch Morales Rücktritt und er 
flüchtete aus dem Land. Die Macht übernahm als 
selbsternannte Übergangspräsidentin die rechte 
Senatorin Jeanine Áñez, die dann ein Jahr lang an 
dem Amt festhielt. In den Wochen nach ihrer 
Amtsübernahme lieferten sich Anhänger*innen 
aus verschiedenen politischen Lagern gewalttäti-
ge Auseinandersetzungen – sowohl untereinan-
der als auch mit Polizei und Militär. Im November 
2019 kam es dabei an mehreren Orten zu schwe-
ren Menschenrechtsverletzungen, Massakern und 
außergerichtlichen Hinrichtungen durch die De-

facto-Regierung von Áñez, beklagte die Interdis-
ziplinäre Gruppe unabhängiger Experten (GIEI) 
der Interamerikanischen Menschenrechtskom-
mission in ihrem Bericht vom Juli 2021. Dabei 
wurden mindestens 37 Menschen getötet und 
Hunderte verletzt.
Mit der Wahl von Luis Arce ist die Linke wieder an 
der Macht und die Lage scheint sich beruhigt zu 
haben. Arce, der als enger Vertrauter von Morales 
gilt, ist Ökonom und war während dessen Präsi-
dentschaft Wirtschaftsminister. Er steht für den 
sozial gerechten wirtschaftlichen Aufschwung der 
vergangenen Jahre in Bolivien. Nach zwei Jahren 
ist die Bilanz seiner Regierung nicht schlecht: 
Die COVID-19-Pandemie hat zwar schmerzhaft 
die Schwächen der Gesundheitsversorgung in Bo-
livien aufgezeigt, monatelange Einschränkungen 
wie Ausgangssperren oder die Schließung der 
Märkte trafen vor allem Menschen, die ihr Essen 
und Geld für andere Ausgaben von Tag zu Tag ver-
dienen müssen: Taxifahrer*innen und Busfah-
rer*innen, Marktverkäufer*innen und die 
bäuerliche Bevölkerung. Die wirtschaftliche Situa-
tion hat sich inzwischen aber erholt, Boliviens 
Bruttoinlandsprodukt wuchs im Jahr 2021 um 6,1 
Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Das Land weist 
derzeit die niedrigste Inflationsrate in ganz La-
teinamerika auf, im August 2022 lag sie im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat bei 1,6 Prozent.
Die Regierung Arce setzt auf öffentliche Investi-
tionen und verspricht eine Strukturpolitik, die 
Wertschöpfungsketten zunehmend im Land hält. 
Nach dem jahrzehntelangen Ausverkauf der hei-
mischen Rohstoffe an ausländische Firmen kün-
digt die Regierung eine nationale Industriali-
sierung von Lithium an. Bislang ist Bolivien je-
doch weiter stark vom Export von Rohstoffen wie 
Erdgas und Gold abhängig, und damit auch von 
der Höhe der Preise auf dem Weltmarkt. Zudem 
plant die Regierung staatlich finanzierte Mega-
projekte, den Bau von Straßen, Industrieanlagen, 

BOLIVIEN
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Gesundheitszentren, Plätzen und Parks im Wert 
von mehreren Milliarden US-Dollar. So soll bis 
zum „Bicentenario“, dem 200. Jahrestag der Un-
abhängigkeit Boliviens am 6. August 2025, die 
Wirtschaft des Landes gestärkt und die Lebenssi-
tuation der Bolivianer*innen verbessert werden.
Sogar der IWF hob Mitte September 2022 die Er-
folge des Landes bei der Stabilisierung der Wirt-
schaft und der Armutsbekämpfung hervor. Er 
empfahl aber auch, die Bindung der bolivianischen 
Währung Boliviano an den Dollar-Kurs und staat-
liche Subventionen wie die für Kraftstoffe zu über-
prüfen. Präsident Arce lehnte diese „alten 
Rezepte“ umgehend ab: „Unser soziales, gemein-
schaftliches und produktives Wirtschaftsmodell 
ist souverän und zeigt weiterhin seinen Erfolg 
beim Abbau sozialer und wirtschaftlicher Un-
gleichheiten in Bolivien“, twitterte er.
Auch im Ausland wirbt Boliviens Präsident für das, 
was er in seinem gleichnamigen Sachbuch als ein 
„erfolgreiches und gerechtes Wirtschaftsmodell“ 
beschreibt. Anfang September traf er sich in Bra-
silien mit Präsidentschaftskandidat Lula da Silva 
und schenkte ihm das Buch. Zu anderen sich als 
links verstehenden Regierungen Lateinamerikas 
suchte Boliviens Staatschef ebenfalls den Kontakt, 
traf sich in den vergangenen Monaten mit den 
Präsidenten von Chile und Peru, Gabriel Boric und 
Pedro Castillo. Mitglieder des chilenischen Verfas-
sungskonvents erkundigten sich außerdem im Zuge 
der Ausarbeitung einer neuen Verfassung in Boli-
vien zu Themen wie Plurinationalität.
Als besonders eng gilt das Verhältnis zu Argenti-
nien und dem dortigen Präsidenten Alberto 

Fernández. Beide Staaten gehören zu den Ländern 
mit den größten Vorkommen an Lithium weltweit 
und vereinbarten eine Zusammenarbeit bei der 
Herstellung von Zellen und Batterien. Im Septem-
ber 2022 präsentierte Luis Arce dann in der UN-
Vollversammlung 14 Vorschläge für eine sozial ge-
rechtere Welt, darunter der Zugang zu 
Gesundheitssystemen für alle Menschen, die In-
dustrialisierung von Lithium zum Wohle aller und 
als Grundpfeiler einer Energiewende sowie Ernäh-
rungssouveränität in Harmonie mit der Erde.
Dennoch ist nicht alles harmonisch in Bolivien. 
Ausgerechnet an einem nur scheinbar wenig kon-
fliktgeladenen Thema entzündete sich im August 
2022 der permanent schwelende Konflikt zwischen 
der Zentralregierung und der MAS einerseits und 
ihren politischen Gegner*innen vor allem im öst-
lichen Tiefland Bolivien andererseits: am Zensus. 
Präsident Arce hatte die für November 2022 ge-
plante Erhebung statistischer Bevölkerungsdaten 
auf Mitte 2024 verschieben lassen. Darauf folgte 
ein Aufschrei der Opposition. Der ultrarechte Gou-
verneur des Departements Santa Cruz, Luis Fer-
nando Camacho, rief im August 2022 zu einem 
zweitätigen Streik auf und forderte, der Zensus 
müsse noch 2023 stattfinden. Zuletzt drohten die 
einflussreichen Bürgerkomitees in Santa Cruz so-
gar mit einem unbefristeten Streik, falls die boli-
vianische Regierung dieser Forderung nicht 
nachkommt.
Denn beim Zensus, der etwa alle zehn Jahre erho-
ben wird, geht es nicht zuletzt um Geld und poli-
tischen Einfluss. Das Departement Santa Cruz gilt 
als wirtschaftsstärkste Region des Landes, seine 
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Für die MAS läuft     
nicht alles rosig   

Präsident Luis Arce und
Ex-Präsident Evo Morales

bei einer Demonstration
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Hauptstadt Santa Cruz de la Sierra ist mittler-
weile die bevölkerungsreichste Stadt Boliviens 
und wächst weiter. Eine höhere Zahl an Einwoh-
ner*innen bedeutet für Städte und Regionen wie-
derum mehr finanzielle Zuwendungen aus 
Steuern und mehr Parlamentssitze. Hinzu kommt 
der andauernde Konflikt zwischen dem in der 
Mehrheit politisch konservativen, von Nachkom-
men der Einwander*innen aus Europa gepräg-
ten Santa Cruz und der Zentralregierung in La 
Paz im Hochland. Luis Fernando Camacho selbst 
spielte bei den Protesten gegen Morales 2019 eine 
zentrale Rolle, als er mit der Bibel in der Hand in 
den Präsidentenpalast eindrang, um Morales zum 
Rücktritt zu drängen. Den Streik in Santa Cruz 
bezeichneten Anhänger*innen der Regierung als 
erneuten Versuch eines rechten Staatsstreichs. 
Ende August 2022 zogen Zehntausende Menschen 
bei einem „Marsch zur Verteidigung der Demo-
kratie und des wirtschaftlichen Wiederaufbaus“ 
von der Millionenstadt El Alto zum Regierungs-
sitz La Paz, um ihre Unterstützung für die Re-
gierung von Präsident Arce zu demonstrieren. 
„Das Volk will keine Putsche mehr!“, betonte 

Arce dort in einer Rede. „Es wird sich nicht von 
der Rechten verführen lassen, weil es seit 2019 ge-
lernt hat, dass die Rechte sich nur die eigenen Ta-
schen füllen und die der Bevölkerung leeren will“. 
Zum Protest aufgerufen hatten auch Basisbewe-
gungen, die traditionell eng mit der MAS verbun-
den sind: der Pakt der Einheit, der Dachverband 
der Gewerkschaften Boliviens (COB) sowie die Or-
ganisation indigener Bäuerinnen Bartolina Sisa. 
Doch das Verhältnis der Regierung zu anderen 
Gruppen der Zivilgesellschaft wirkt getrübt. So 
wurde die frühere Übergangspräsidentin Jeanine 
Áñez im Juni 2022 für die Amtsübernahme 2019 
zu zehn Jahren Haft wegen Verstößen gegen die 
Verfassung verurteilt, ein Prozess wegen der 
Massaker im November 2019 steht aber noch aus. 
Opfer und ihre Angehörigen klagen bis heute dar-
über, dass sie von der Regierung im Stich gelas-
sen und nicht entschädigt worden seien. Indigene 
Organisationen und Naturschützer*innen kriti-
sieren die Zerstörung der Umwelt und indigener 
Territorien durch den Bau von Straßen und Stau-
dämmen sowie durch den Bergbau ebenso wie die 
immense Abholzung des Regenwaldes für Sojaan-
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 Neue Goldgrube Der Lithiumabbau im Salar de Uyuni könnte Bolivien wirtschaftlich nachhaltig stärken

Foto: Coordenação-Geral de Observação da Terra/INPE via Flickr (CC BY-SA 2.0) 
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bau und Viehwirtschaft. Auch gegen den Machis-
mo und geschlechtsspezifische Gewalt, die allge-
genwärtige Korruption, Vetternwirtschaft und die 
mangelnde Unabhängigkeit der Justiz werden Pro-
teste lauter. Diese kritischen Stimmen zu ignorie-
ren, könnte für Luis Arce und der MAS durchaus 
gefährlich werden. Die Mobilisierungen gegen Mo-
rales in den drei großen Städten La Paz, Santa Cruz 
und Cochabamba im Jahr 2019 hatten bereits ge-
zeigt, dass es der MAS in der wachsenden urba-
nen Mittelschicht an Rückhalt fehlt. Und auch bei 
den Regionalwahlen im März 2021 erzielte die Par-
tei ein eher durchwachsenes Ergebnis. 
Die Wahl von Arce schien auch die Möglichkeit ei-
ner leichten politischen Neuausrichtung, doch of-
fenbar ist es für den Präsidenten und Teile der 
MAS schwierig, den langen Schatten von Evo Mo-
rales zu verlassen. Morales selbst hatte Anfang 
2020 in seinem damaligen Exil in Argentinien ein-
geräumt, dass es ein Fehler gewesen sei, 2019 noch 
einmal anzutreten und für eine insgesamt vierte 
Amtszeit in Folge zu kandidieren. Jetzt scheint sich 
der immer noch einflussreiche Parteivorsitzende 
der MAS für eine Kandidatur bei der Präsident-
schaftswahl 2025 vorzubereiten. Dabei kommt es 
auch innerhalb der Partei zu Streitereien, die von 
den oppositionellen Medien genüsslich als Zeichen 
eines kommenden Zusammenbruchs der MAS ge-
deutet werden: Anfang September beschwerte sich 
Morales, dass Regierungsminister Eduardo del Ca-
stillo und Teile des Kabinetts einen „Plan Negro“ 
verfolgten, um ihn zu diskreditieren und seine 
Kandidatur im Jahr 2025 zu verhindern. Del Ca-
stillo antwortete darauf nicht weniger drastisch 
und bezeichnete die früheren Minister der Regie-
rung Morales als „Krebsgeschwüre“, die den 
Staatsstreich im Jahr 2019 nicht verhindert hät-
ten. Diese Auseinandersetzungen innerhalb der 
MAS übertönen im aktuellen politischen Gesche-
hen gesellschaftliche Probleme wie die bestehen-
de gesellschaftliche Ungleichheit und Armut, 
Kriminalität und Korruption und die mangelnde 
Unabhängigkeit der Justiz, die strukturelle Diskri-
minierung von Frauen und Mädchen und Umwelt-
zerstörungen. Gerade diese Themen sind es jedoch, 
die in einem Land wie Bolivien, in dem die Hälfte 
der Bevölkerung unter 25 Jahre alt ist, derzeit an 
Aufmerksamkeit gewinnen. Anfang dieses Jahres 
waren mehrere Tausend Frauen zum Gerichtshof 
in La Paz gezogen, um gegen machistische Gewalt 

und die Korruption in der Justiz zu demonstrieren. 
In Bolivien werden jedes Jahr mehr als 100 Frau-
en und Mädchen Opfer von Feminiziden, werden  
aufgrund ihres Geschlechts getötet. „Ist Dir klar, 
wie wenige der mehr als 100 Feminizide, die in Bo-
livien jedes Jahr verübt werden, vor Gericht ge-
bracht werden und wirklich Gerechtigkeit erfahren? 
Es gibt so viele Fälle von Morden an Frauen, und 
viel zu häufig bleiben Vergewaltiger und Frauen-
mörder unter dem Schutz von Staat und Justiz 
straffrei“, mahnte Kiyomi Nagumo, Aktivistin der 
ökofeministischen Gruppe Salvaginas. 

Ökofeministische Ansätze zeigen Aus-
wege aus der Krise auf

Zu diesen neuen, progressiven Forderungen ge-
hört auch der Anspruch, dass die linke Regierung 
das häufig betonte Leben im Gleichgewicht mit der 
Mutter Erde verwirklicht und das neo-extraktivis-
tische Wirtschaftsmodell Boliviens mit der Aus-
beutung von Rohstoffen und dem großflächigen 
Anbau von Soja und der Viehwirtschaft für den Ex-
port überdenkt. Die Geschichte Boliviens ist ge-
prägt von der Ausbeutung von Ressourcen auf 
Kosten der Menschen und der Natur – erst durch  
die spanischen Invasoren, die Silber aus Bolivien 
raubten, nach der Unabhängigkeit machten dann 
lokale Eliten und transnationale Konzerne mit Zinn 
und Kautschuk ein Vermögen.
Diesen historischen Fehler will die bolivianische 
Regierung beim Metall Lithium nicht wiederholen 
und kündigt deshalb eine Industrialisierung des 
Rohstoffes im eigenen Land an. Nach Lithium gibt 
es weltweit eine sehr große Nachfrage, der selte-
ne Rohstoff gilt als Schlüsselmetall in der Batte-
rietechnologie für Elektrofahrzeuge. Bolivien 
verfügt im Salar der Uyuni, dem größten Salzsee 
der Erde, über etwa ein Fünftel der weltweit be-
kannten Vorkommen an Lithium. Von Bedeutung 
ist deshalb, wie die Regierung den Abbau und eine 
Industrialisierung umsetzt, die Ansprüche der am 
Salar de Uyuni lebenden Gemeinschaften regelt 
und gleichzeitig mögliche Umweltzerstörungen 
durch den Abbau von Lithium und durch den ho-
hen Verbrauch von Wasser für die Gewinnung des 
Metalls verhindert. 

// Steffen Heinzelmann

Foto: Coordenação-Geral de Observação da Terra/INPE via Flickr (CC BY-SA 2.0) 
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SCHLIMMER GEHT IMMER
PRÄSIDENT PEDRO CASTILLO VERTIEFT DIE POLITISCHE DAUERKRISE

Nach über einem Jahr im Amt hat die Regierung 
Castillo alle Hoffnungen auf einen positiven 
Wandel und den Abbau der Ungleichheit im Land 
enttäuscht. Die Linke ist zerstritten, der Kon-
gress blockiert. Jegliche Aktivität von Regierung 
und Opposition dient nur noch der Wahrung ei-
gener Interessen. Auch aus der Zivilgesellschaft 
kommen keine Impulse, denn eine bessere Al-
ternative ist nicht in Sicht.

Im Juni 2021 schaffte der Dorfschullehrer und Ge-
werkschafter Pedro Castillo mit einem hauchdün-
nen Wahlsieg gegen die Diktatorentochter Keiko 
Fujimori, was noch kein Peruaner vor ihm ge-
schafft hatte: den direkten Sprung vom Dorf in 
den Präsidentenpalast, ohne Umweg über Militär, 
Hauptstadt, Ausland oder wenigstens eine auslän-
dische Ehefrau. Genau 200 Jahre nach der Befrei-
ung Perus von der spanischen Kolonialherrschaft 
trat Castillo sein Amt mit dem Versprechen an, das 
Land endgültig von seinen kolonialen Fesseln zu 
befreien. Denn Peru, der einstige Sitz des spani-
schen Vizekönigsreichs, ist auch heute noch von 
Rassismus und Klassengesellschaft dominiert.
Vor allem die ländliche Bevölkerung setzte große 
Hoffnungen darauf, dass endlich einer von ihnen 
an der Macht war und die Ungleichheit Perus ab-
bauen würde. Ein Jahr danach ist von dieser Hoff-
nung nichts mehr zu spüren: 65–71 Prozent der 
Bevölkerung lehnen Castillo ab. Selbst auf dem 
Land, wo seine Stammwähler*innen leben, haben 
sich bei einer Umfrage im August 2022 57 Prozent 
gegen ihn ausgesprochen. Pedro Castillo, der an-
geblich linke Mann von der Basis, entpuppt sich 
nämlich als ein traditioneller Politiker, der das 
Amt vor allem dazu benutzt, seine Freund*innen 
unterzubringen und ihnen Pfründe zuzuschanzen. 
So haben alle Präsidenten der letzten 20 Jahre vor 
ihm regiert, ungeachtet ihrer politischen Couleur 
oder ihrer ethnischen Zugehörigkeit. Und genau 
deswegen sind alle Präsidenten Perus der letzten 
20 Jahre entweder im Gefängnis, unter Anklage 

oder tot wie Alan García, der sich lieber erschoss, 
als von der Polizei abgeführt zu werden. Insofern 
ist die Präsidentschaft Castillos nur eine weitere 
Episode in der politischen Dauerkrise, in der Peru 
seit dem Rücktritt von Pedro Pablo Kuczynski vor 
fünf Jahren steckt. Doch wie kam es dazu, dass 
Castillo alle Hoffnungen auf einen Wechsel in nur 
einem Jahr vertat? 
Ein erster Prüfstein war, wen Castillo in sein Ka-
binett berufen und zu seinem Regierungspartner 
nehmen würde: die dogmatisch-marxistische 
Partei Perú Libre von Vladimir Cerrón, auf deren 
Liste Castillo die Wahl gewonnen hatte? Oder die 
moderate Linke um Verónica Mendoza, die nie-
mand „moderat“ genannt hatte, bevor Pedro Ca-
stillo sie als Kandidat links überholte? Letztere 
wird von ihren Gegner*innen auch gerne als Ka-
viarlinke verunglimpft, weil unter ihr auch Ver-
treter*innen von Nichtregierungsorganisationen 
und Universitäten sind. 
In seinem ersten Kabinett versuchte Castillo noch, 
die beiden Seiten zu vereinen: Finanzminister 
wurde Pedro Francke vom Flügel von Verónica 
Mendoza, Premierminister aber wurde ein Statt-
halter von Vladimir Cerrón, der bis dahin unbe-
kannte Guido Bellido. Die Kohabitation hielt nicht 
lange. Zuerst musste Bellido gehen, ein paar Mo-
nate später Francke. Im Kabinett machten sich 
dafür vor allem Männer aus Castillos Heimat Ca-
jamarca, aus der Partei Perú Libre und der Leh-
rer*innengewerkschaft breit, die für das von 
ihnen verantwortete Ressort keinerlei Leistungs-
ausweis hatten. In nur einem Jahr hat Castillo über 
50 Minister und auch ein paar Ministerinnen ver-
schlissen – mit ein Grund dafür, dass bisher kaum 
eines seiner Vorhaben umgesetzt werden konnte. 

Zerfleischung der Linken

Dabei hätte Castillo keine Feind*innen aus der 
Linken gebraucht, denn im Kongress haben seine 
Gegner*innen sowieso die Überhand. Der Kon-
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gress blockiert Castillo seit Beginn seiner Amtszeit. 
Unterstützung bekommt er darin von den großen 
Hauptstadtmedien, die einseitig die Verfehlungen 
Castillos täglich auf den Titelseiten bringen. Die 
Anhänger*innen Fujimoris, die 
ujimoristas, sind 
nicht darüber hinweg, dass sie die Wahl verloren 
haben. Die konservativen Rechten aus der Haupt-
stadt verachten Castillo ob seiner Herkunft. Alle 
Versuche des Parlaments, Castillo wegen „mora-
lischer Unfähigkeit“ abzusetzen – die Verfassung 
erlaubt diesen Gummiparagraphen – sind dennoch 
mangels Mehrheiten gescheitert. 

Kongress und Regierung im Patt

Dies liegt zum einen an den Parlamentarier*in-
nen, die als Lobbyist*innen vor allem in ihre ei-
gene Tasche wirtschaften und nicht das Risiko 
eingehen wollen, dass bei möglichen Neuwahlen 
auch sie ihren Parlamentssitz räumen müssten. 
Zum anderen ergeben sich erstaunliche Allianzen 
zwischen den dogmatischen Marxist*innen von 
Perú Libre und den rechten Freischärler*innen der 
übrigen Parteien. Bei ihrem konservativen und 
traditionellen Frauen- und Familienbild sind sich 
Rechte und Castillos Linke einig und stimmten ge-
meinsam für die Streichung jeglicher Genderar-
beit aus den staatlichen Schullehrplänen. Ebenso 
einig sind sie sich bei der Förderung informeller 
bis illegaler Wirtschaftszweige: seien es die pri-
vaten Betreiber*innen der Stadtbuslinien in Lima, 
die informellen Goldschürfer*innen oder die Be-
treiber*innen privater Schrottuniversitäten. 
Die Zurücknahme der Universitätsreform ist ein 
gutes Beispiel dafür, wie unter der Regierung von 
Castillo und in Eintracht mit dem sonst feindlich 
gesonnenen Kongress mühsame Regulierungen 
der vergangenen Jahre zunichte gemacht werden. 
Seit 2014 mussten sich alle Universitäten von ei-
ner dem Bildungsministerium unterstehenden Be-
hörde lizenzieren lassen. Viele private, nur auf 
Gewinn ausgerichtete Universitäten und auch ein 
paar staatliche Universitäten mussten schließen. 
Doch gerade deren Besitzer*innen sind im Kon-
gress vertreten und erreichten zusammen mit den 
Linken von Perú Libre, dass die Universitätsbe-
hörde entmachtet wurde. Die Folge werden noch 
schlechter ausgebildete Universitätsabgänger*in-
nen sein, die dann zwar einen Titel vorweisen 
können, für den ihre Eltern viel Geld hingelegt ha-

ben, der aber weitestgehend wertlos ist, weil er 
keinen Mindeststandards mehr entspricht. 
Viele mag es erstaunen, dass Pedro Castillo es 
überhaupt geschafft hat, trotz all seiner Regie-
rungsfehler, nicht gehaltener Versprechungen und 
der Feindschaft des Kongresses und der Medien, 
ein Jahr im Amt zu bleiben. 
Der Kongress und die Exekutive halten sich in ih-
rer ganzen Jämmerlichkeit gegenseitig in Schach: 
Wenn der Kongress den Präsidenten absetzt und 
es zu Neuwahlen kommt, dann müssten auch die 
Parlamentarier*innen ihren Sitz räumen. Und zu-
gleich droht Castillo damit, den Kongress zu 
schließen – dies kann er verfassungsmäßig, wenn 
der Kongress ihm zweimal hintereinander das 
Misstrauen ausgesprochen hat. 
Aufrufe von Seiten der Zivilgesellschaft, doch frei-
willig zurückzutreten und Neuwahlen auszurufen, 
hat er bisher ignoriert. Und obwohl eine Mehrheit 
der Bevölkerung lieber heute als morgen sowohl 
den Präsidenten wie auch die Abgeordneten los-
werden möchte, gibt es keine massiven Proteste 
auf den Straßen. Seit Castillos Amtsantritt rufen 
nur die rechten 
ujimoristas regelmäßig zu meist 
eher spärlich besuchten Protesten auf. Und die 
große Masse der Fujimori-Gegner*innen würde 
nie an einer Demonstration teilnehmen, zu der die 

ujimoristas aufrufen, ganz egal wie sehr sie sich 
einen Rücktritt Castillos wünschen.
So sitzt Castillo trotz seiner instabilen, erratischen 
Politik also doch recht stabil im Präsidentenses-
sel. Allenfalls die Justiz könnte ihm noch gefähr-
lich werden: Sechs staatsanwaltschaftliche Unter- 
suchungen laufen gegen Castillo und Mitglieder 
seiner Familie. Meist geht es um verbotene Vor-
teilsnahme und unrechtmäßige Vergabe staatli-
cher Aufträge an Bekannte. Im Vergleich zu den 
Korruptionssummen seiner Vorgänger geht es da 
um Peanuts. Aber korrupt ist korrupt und die Ent-
täuschung, dass sich auch Castillo als korrupt er-
weist, ist bei vielen Wählern*innen besonders 
groß.
Noch ist niemand in Sicht, der den Unmut der Be-
völkerung angesichts der Politik von Legislative 
und Exekutive kanalisieren könnte. Selbst wenn 
es zu Neuwahlen käme, ist keineswegs sicher, 
dass das Ergebnis besser wäre als das, was die Pe-
ruaner*innen jetzt haben. Es könnte sogar noch 
schlimmer kommen. 

// Hildegard Willer
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DAS PHÄNOMEN LULA
BRASILIENS EX-PRÄSIDENT PRÄGTE DIE „ROSA DEKADE“ UND STEHT NUN VOR EINER 
RÜCKKEHR

Luiz Inácio Lula da Silva, brasilianischer Präsi-
dent von Anfang 2003 bis Ende 2010 und Gali-
onsfigur der Arbeiterpartei PT, prägte die „rosa 
Dekade“ linker Regierungen in Lateinamerika 
entscheidend mit. Sein politischer Werdegang ist 
in vielerlei Hinsicht charakteristisch für die lin-
ken Regierungen während des ersten Jahrzehnts 
dieses Jahrtausends. Und er ist zurück: Die 
Chancen stehen gut, dass er 2023 seine dritte 
Amtszeit antreten kann.

Wer schon einmal Luiz Inácio Lula da Silva vor ei-
ner großen Menschenmenge hat sprechen hören, 
wird dies niemals wieder vergessen. Er verfügt 
über die Gabe, jede*m und jede*r Einzelnen in der 
Menge das Gefühl zu geben, sich mit ihm in einem 
kleinen, eher intimen Raum zu befinden – sagen 
wir in einer Gruppe von 20 Personen. Er liebt die 
persönliche Ansprache, selbst bei einer Menge von 
mehreren Zehntausend. Da bittet er die Gruppe 
mit den großen Transparenten, diese einzurollen, 
damit „die companhei�os und companheiras, die 
hinter Euch stehen, auch etwas sehen und hören 
können.“ Nicht ohne zuerst zu sagen, dass die 
Transparente großartig aussehen und er hofft, 
dass sie gut erhalten zurückkommen und noch bei 
vielen Demonstrationen nützlich sein werden.
Überhaupt das Persönliche: Lula ist ein Erzähler. 
Einen Tag nach der Präsidentschaftswahl am 2. 
Oktober 2022 gibt er eine Pressekonferenz mit 
dem Vorsitzenden der sozialdemokratischen PDT, 
Carlos Lupi. Es geht um die Unterstützung der PDT 
für Lula bei der Stichwahl am 30. Oktober. Für die 
PDT ist diese Unterstützung ein bisschen heikel, 
sind doch Lula und der PDT- Präsidentschafts-
kandidat Ciro Gomes seit 2018 so zerstritten, dass 
selbst der alles umarmende ehemalige Präsident 
keine Versöhnung erreichte. Am Ende der Presse-
konferenz erzählt Lula, wie er 1989 „im aller-
schwersten Moment meines Lebens" zum Gründer 

und damaligen Präsidentschaftskandidaten der 
PDT, Leonel Brizola, fuhr und diesen um Unter-
stützung im zweiten Wahlgang bat. Es ist eine 
richtige Geschichte, fast ein kleines Drama, mit 
Kampf des Helden, Höhepunkt und Happy End, 
die Lula mit viel Gefühl vorträgt. Am Ende er-
scheint so die aktuelle Entscheidung der PDT in 
einem ganz anderen (historischen) Licht. 
Die „rosa Dekade“ der linken Regierungen in La-
teinamerika ist auch eine Phase charismatischer 
Führungsfiguren. Lula kann unter seinen Anhän-
ger*innen und insbesondere unter der Bevölke-
rung des armen brasilianischen Nordostens wahre 
Begeisterungsstürme entfachen – bis heute. Für 
sie ist er nicht nur ein Präsident zum Anfassen, 
sondern das fleischgewordene Versprechen einer 
besseren Welt. Seine Verehrung kommt der für 
den Ex-Präsidenten Hugo Chávez in Venezuela si-
cher sehr nahe. 
Lula hatte einen langen Weg bis ins Präsidenten-
amt hinter sich. Die von ihm 1980 mitgegründete 
Arbeiterpartei PT ähnelte in den Anfangsjahren 
weniger einer der üblichen politischen Parteien, 
sondern mehr einer sozialen Bewegung, wie der 
Soziologe Emir Sader schon 1991 analysierte: Ne-
ben radikalen Gewerkschafter*innen sammelten 
sich darin auch Landlose, politisch Aktive aus den 
Favelas und viele Anhänger*innen der Befrei-
ungstheologie. Die PT sah sich zwar ausdrücklich 
nicht in der Tradition der Linken des Landes, die 
von den kommunistischen Parteien geprägt war. 
Doch sie vertrat eine antikapitalistische Haltung 
und das Ziel, ein brasilianisches Modell des So-
zialismus zu entwickeln. Das war für das von Mi-
litärdiktatur und Antikommunismus geprägte 
Brasilien zu radikal. Drei Mal kandidierte Lula als 
Vertreter der Arbeiter*innenbewegung für das 
Präsidentenamt, 1989, 1994 und 1998. Jedes Mal 
verlor er gegen einen bürgerlichen Gegenkandi-
daten, trotz seiner großen Popularität und seiner 
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Fähigkeit, die Massen zu mobilisieren.
Im Wahlkampf von 2002 hatte Lula ein anderes 
Angebot an die Nation. Die bekannte Journalistin 
Eliane Brum, die unter anderem für El País aus 
Brasilien berichtet, analysierte seine Haltung 2002 
so: „Lula machte immer klar, dass er nicht an ei-
ner Revolution interessiert war. Was er suchte, 
war Inklusion.“ In einem „Brief an das brasiliani-
sche Volk verpflichtete sich Lula – nicht gegen-
über dem Volk, sondern gegenüber dem Markt –  
die grundlegenden Linien der liberalen ökonomi-
schen Politik der Regierung Fernando Henrique 
Cardoso beizubehalten.“ Hohe Rohstoffpreise er-
möglichten ihm tatsächlich eine Politik der „In-
klusion“ der Armen Brasiliens: Es war genug für 
alle da. Soziale Programme konnten umgesetzt 
werden und der Mindestlohn stieg kontinuierlich, 
ohne dass auf der anderen Seite die Steuern der 
Reichen erhöht werden mussten.

Der Charismatiker Lula entfacht immer 
noch wahre Begeisterungsstürme

Lula schied 2010 mit einer Rekordzustimmungs-
rate von 87 Prozent aus dem Amt. Viele seiner Re-
gierungsprogramme waren sehr erfolgreich, allen 
voran das Programm „Fome Zero“ (Null Hunger), 
das er vom ersten Tag seiner Regierung an ver-
folgte und das in eine Art Sozialhilfe („Bolsa 
Família“) und verschiedene andere Maßnahmen 
mündete. Zum Beispiel in die „Merenda Escolar“, 
die jedem Schulkind eine warme Mahlzeit am Tag 
garantierte und zusätzlich die lokale Landwirt-

schaft förderte. Wie wichtig diese Maßnahmen zur 
Beendigung der absoluten Armut waren, zeigen 
heute die Folgen von sechs Jahren neoliberaler 
Politik unter den Präsidenten Michel Temer und 
Jair Bolsonaro, die die erfolgreichen Programme 
der PT gezielt abschafften. Sie brachten Brasilien 
zurück auf die „Weltkarte des Hungers“, unter 
dem heute geschätzte 33 Millionen Brasilia-
ner*innen leiden.
Viele Programme der PT-Regierungen fallen je-
doch unter die Rubrik „Ja, aber“. Ja, die familiäre 
Landwirtschaft wurde in einem bisher nie dage-
wesenen Umfang gefördert - doch die reiche 
Agroindustrie erhielt deutlich mehr Subventionen. 
Ja, das Wohnungsbauprogramm „Minha Casa 
Minha Vida“ war erfolgreich und durch die ver-
änderten Gesetze zu Konsumkrediten konnten 
viele Menschen erstmals einen großen Fernseher 
oder ein Auto erwerben. Doch gleichzeitig wurde 
viel zu wenig Geld in die notwendige Infrastruk-
tur investiert, vor allem in die Abwasserentsor-
gung, aber auch in das Gesundheits- und das 
Bildungssystem. Das schürte die Unzufriedenheit. 
„Wir wollen ein Bildungssystem nach Fifa-Stan-
dard“, forderten die Studierenden 2014 vor der 
Austragung der WM in Brasilien, als Milliarden 
Reais in den Bau später nicht oder schlecht ge-
nutzter Stadien investiert wurden.
Besonders eklatant war die fehlende Bereitschaft 
zu echten strukturellen Veränderungen in den Be-
reichen der Agrarpolitik, der Medien und der ju-
ristischen Anerkennung indigener Gebiete. Das 
Versprechen einer echten Agrarreform war fester 
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 Lula in Aktion Ob es der charismatische Politiker schafft, Bolsonaro aus dem Amt zu jagen?
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Bestandteil der politischen Forderungen der PT, 
in der von Beginn an viele Aktivist*innen der 
Landlosenbewegung engagiert waren. Gleichzei-
tig ist die Verteilung des Landbesitzes eine zen-
trale Machtfrage, die bis auf die Kolonialzeit 
zurückgeht. Die PT-Regierungen blieben hinter 
den eigenen Versprechungen weit zurück. Weit-
reichende Folgen hatte auch die Fortsetzung des 
Systems Rede Globo: Der größte private Medien-
konzern kassierte weiterhin Millionen an Wer-
beeinnahmen für die Verbreitung staatlicher 
Informationen und Kampagnen, aber 2015 und 
2016 trug Globo entscheidend zur Diskreditierung 
der PT und der Absetzung von Lulas Nachfolge-
rin Dilma Rousseff bei. Der Aufbau eines öffent-
lich-rechtlichen Mediensystems wurde verpasst 
und unter keinem anderen Präsidenten wurden 
so viele Basis- und Stadtteilradios geschlossen 
wie unter Lula.

„Korruption“ ist und bleibt die offene 
Flanke der PT

1988 war in Brasilien eine äußerst fortschrittli-
che Verfassung verabschiedet worden, an der 
Lula als Abgeordneter des Parlaments selbst mit-
gearbeitet hatte. Heute – 34 Jahre später – ist sie 
überall dort, wo sie entscheidende Machtfragen 
berührt, nicht oder nur wenig umgesetzt wor-
den. Sie sieht unter anderem eine „Demarkati-
on“, also die juristische Anerkennung der 
indigenen Gebiete, auf die die mehr als 200 in-
digenen Völker Brasiliens historisch begründet 
Anspruch erheben können,  vor. Auch wenn es 
hier größere Fortschritte gab – vor allem die An-
erkennung von Raposa do Sol mit 1,7 Millionen 
Hektar im Jahr 2005 – ist die Demarkation bis 
heute nicht abgeschlossen. Auch die Abholzung 
des tropischen Regenwalds wurde von 2004 bis 
2014 zwar signifikant reduziert, doch die Mega-
projekte des Wasserkraftwerks Belo Monte und 
der Umleitung des Rio São Francisco im Nordos-
ten des Landes ließen, zusätzlich zum Extrakti-
vismus als Wirtschaftsmotor, die ökologische 
Bilanz der PT-Regierungen verheerend ausse-
hen. Sie trieben einen tiefen Keil zwischen die 
Partei und ökologisch orientierte Basisbewegun-
gen und Persönlichkeiten. Viele Gründungsmit-
glieder und Unterstützer*innen der ersten 
Stunde kündigten ihre Gefolgschaft auf. Die po-

litische und soziale Arbeit in den Stadtteilen und 
Gemeinden machten jetzt andere, vor allem die 
evangelikalen Kirchen und weitere Anhänger der 
Rechten. In der Linken und den sozialen Bewe-
gungen Brasiliens wird der Verzicht auf die Basis-
arbeit, der mit einem ebenfalls kritisch 
betrachteten Wandel der PT zur Funktionär*in-
nenpartei einherging, als entscheidender Faktor 
gesehen, warum der Bolsonarismus und die Ideo-
logien, die ihn tragen, in Brasilien so stark wer-
den konnten.
Um Lula und der PT gerecht zu werden, muss al-
lerdings der politische Gesamtkontext betrachtet 
werden: Die PT hatte zu keinem Zeitpunkt eine 
Mehrheit im Parlament, sondern war für jedes ein-
zelne Gesetzesvorhaben auf die Stimmen von Mit-
te-rechts-Parteien angewiesen. Lula hatte von 
Beginn an nicht auf den Druck von der Straße ge-
setzt, sondern die sozialen Bewegungen kooptiert 
und beschwichtigt: Sie bezeichnen 2003 noch heu-
te als „Jahr der historischen Geduld“. Und er 
musste innerhalb des bestehenden politischen Sys-
tems weiterarbeiten, das den Stimmenkauf als 
Schmiermittel für Gesetzesvorhaben perfektio-
niert hatte. Damit war seine Regierung von An-
fang an angreifbar. Bereits 2005 hatte die PT mit 
dem Mensalão ihren ersten Korruptionsskandal.
Korruptionsvorwürfe sind und bleiben die offene 
Flanke der PT und der diesjährigen Kandidatur 
Lulas für die Präsidentschaft. Das Gerichtsurteil, 
das ihn 2018 wegen angeblicher Bestechlichkeit 
ins Gefängnis und um die Präsidentschaftskandi-
datur brachte, ist inzwischen annulliert und die 
Befangenheit des ermittelnden Richters Sergio 
Moro von The Inte�cept Brasil hinlänglich belegt. 
Der Vorwurf der Korruption bleibt aber die 
Trumpfkarte, die die bürgerliche Rechte jederzeit 
ausspielen kann. 
Dennoch verkörpert Lula heute für viele Brasilia-
ner*innen – 48,43 Prozent derjenigen, die eine 
gültige Wähler*innenstimme im ersten Wahlgang 
abgegeben haben – ebenso eine bessere Vergan-
genheit wie eine bessere Zukunft. Mit einer radi-
kalisierten, bolsonaristischen Rechten und eher 
mäßigen Rohstoffpreisen stehen die Chancen auf 
eine erfolgreiche Politik der Inklusion und Ver-
söhnung allerdings sehr viel schlechter als 2003.

// Claudia Fix
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AUTONOMIE IN BEWEGUNG
EINE ÜBERSICHT

In ganz Lateinamerika gibt es Ansätze „von un-
ten“, die das staatliche Gewaltmonopol heraus-
fordern. Das zweifellos bekannteste Beispiel ist die 
zapatistische Bewegung. Seit dem Aufstand im 
Jahr 1994 wurde eine eigene Infrastruktur aufge-
baut und eigene Strukturen der Selbstregierung 
etabliert. Dieses schillernde Beispiel gelebter Au-
tonomie ist bei Weitem nicht das einzige. Vor al-
lem innerhalb indigener Gemeinschaften wird 
Autonomie schon lange diskutiert, gefordert und 
gelebt.
Teils werden Autonomie-Prozesse vom National-
staat gefördert, etwa in der bolivianischen Verfas-
sung ist das Recht auf indigene Autonomie 
verankert. Auch die kolumbianische Verfassung 
sieht unter anderem die Ausübung territorialer 
Autonomie für indigene Gemeinschaften vor. Der 
abgelehnte Verfassungsentwurf Chiles hätte für 
indigene Gemeinschaften „Autonomie und Selbst-
verwaltung“ innerhalb eines „plurinationalen und 
interkulturellen Staates“ beinhaltet.
Zudem unterstützen internationale Mechanismen 
wie die UN-Deklaration über die Rechte indigener 

Völker oder die ILO-Konvention 169 die Autono-
mie-Forderungen indigener Gemeinschaften. 
Doch die Umsetzung in die Praxis ist schwierig. 
Gemeinschaften, die sich auf ihr Recht zur auto-
nomen Kontrolle ihrer Territorien, einem Leben 
basierend auf den eigenen kulturellen Praktiken 
berufen, werden daran behindert und mit Repres-
sionen überzogen.
Gleichzeitig wird innerhalb der Gemeinschaften 
teils kontrovers diskutiert, wie die Autono-
mierechte ausgelebt werden sollen und in wel-
chem Verhältnis dazu der Nationalstaat stehen 
sollte.
Die tatsächliche Ausübung von Autonomie steht 
vielerorts am Anfang oder wird in kleinen Schrit-
ten erprobt. An dieser Stelle kann keine auch nur 
annähernd vollständige Übersicht der verschie-
denen Prozesse erfolgen, aber einige wenige 
Schlaglichter auf weniger bekannte Ansätze sol-
len in einem Dossier, das sich mit „progressiven 
Regierungen“ in Lateinamerika beschäftigt, trotz-
dem nicht fehlen. 

// Steffi Wassermann

GUARDIAS INDÍGENAS IN 
ECUADOR
AUTONOMIE UND SELBSTBESTIMMUNG IN DER PRAXIS

Ein aktuelles Beispiel für die Ausübung von Auto-
nomie und Selbstbestimmung durch indigene Ge-
meinschaften in Ecuador sind die sogenannten 
gemeinschaftlichen Wächter*innen (gua�dias co-
munitarias y popula�es). In einer Stellungnahme 
der gua�dias indígenas, vom 15. September 2022 
wird die Position mehrerer Gemeinschaften in 
Bezug auf das, was sie als Strategie zur Verteidi-

gung der Gebiete gegen den Extraktivismus und 
die Intervention der kolonisierenden Lebenswei-
sen bezeichnen, dargestellt: „Auf der Grundlage 
des Rechts, in den angestammten Gebieten zu re-
gieren und Gesetze zu erlassen, sind wir ent-
schlossen, unsere gemeinschaftliche gua�dia 
indígena zu stärken, die aus dem Mandat unserer 
Ältesten hervorgegangen ist“. In diesem Ansatz 
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AM
ATRATO-
FLUSS
SCHWARZE, AFRO-KOLUMBIANISCHE, 
PALENQUERO- UND RAIZAL-
GEMEINSCHAFTEN

Der wichtigste Fortschritt in Kolumbien in Bezug 
auf Territorium und Autonomie kam mit der po-
litischen Verfassung von 1991, aus der der mul-
tiethnische und multikulturelle Staat hervorging.  
Etwa zwei Jahre später wurde das Gesetz 70 als 
Instrument zur Anerkennung des Rechts auf kol-
lektives Eigentum erlassen. Das Dekret 1745 von 
1995 definiert den Gemeinderat als höchste In-
stanz für die Verwaltung der Gebiete und die Aus-
übung der Autonomie.
In Kolumbien sind mehr als 5.000.000 Hektar 
Land im Kollektivbesitz. In der Praxis garantiert 

wird der Logik des staatlichen Gewaltmonopols 
teils widersprochen.
Während der Mobilisierungen 2019 war die gua�-
dia indígena in den Städten aktiv, um die Selbst-
verteidigung der Demonstrierenden zu 
organisieren und auf die staatliche Repression zu 
reagieren.
Der ehemalige Präsident Lenin Moreno diffamier-
te in Komplizenschaft mit dem Medienapparat die 
organisierte Form der Verteidigung und bezeich-
nete die gua�dia indígena als Terroristen. Die ras-
sistische Propaganda geht sogar so weit, die 
Organisationen als bewaffneten Arm von Drogen-
händlern zu bezeichnen oder sie als Paramilitärs 
zu brandmarken. Die Kriminalisierung von auto-
nomen Praktiken kommt nicht nur in Mobilisie-
rungen wie denen vom Oktober 2019 oder Juni 
2022 zum Ausdruck, sondern auch im täglichen 
Leben der Gemeinschaften und in ihrem Kampf 
gegen Bergbau, Monokultur und Vertreibung, ins-
besondere im Hochland und im ecuadorianischen 
Amazonasgebiet.
Die Handlungen des Staates stehen im Wider-
spruch zum Verfassungsauftrag, der Ecuador als 
plurinationalen Staat und das Selbstbestim-
mungsrecht der Bevölkerungen und Nationalitä-
ten anerkennt. Viele staatliche Maßnahmen 
unterstützen dieses verfassungswidrige Handeln. 
Das 2011 erlassene Strafgesetzbuch stellt zum ers-
ten Mal Tatbestände wie Terrorismus und Sabo-
tage unter Strafe. Dies wird genutzt, um die 
Verteidigung der Territorien und Gemeinschaf-
ten, die von anderen Kosmovisonen geprägt sind, 
zu stigmatisieren und kriminalisieren.
Indigene und Afro-Gemeinschaften gründen ihre 
politische, soziale, spirituelle und wirtschaftliche 
Organisation auf die Gemeinschaft und der ihr in-
newohnenden Beziehung zum Territorium. All 
dies geschieht gegen den Strom, denn die Aufer-
legung einer neoliberalen Logik standardisiert die 
Lebensweisen in Richtung einer bestimmten 
Norm. Diejenigen, die sich ihr widersetzen, wer-
den, wie die Kämpfe gegen Extraktivismus und 
Ausbeutung zeigen, kooptiert, kriminalisiert oder 
ermordet.

// Alex Navarrete
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die Anerkennung der Autonomie über die kol-
lektiven Territorien jedoch nicht, dass Gemein-
schaften diese auch tatsächlich ausüben können. 
Der Staat kontrolliert die Gebiete mit militäri-
schen und wirtschaftlichen Mitteln. Bergbau, 
Erdölexploration und Abholzung wird in Regio-
nen vorangetrieben, die eigentlich der Kontrol-
le der Gemeinderäte unterlägen. Die 
Anwesenheit bewaffneter Gruppen hat eine Aus-
weitung des illegalen Koka-Anbaus, Waffen- 
und Drogenhandels in den Gebieten zur Folge. 
Drohungen und Morde gegen Führungspersön-
lichkeiten der Gemeinschaften nehmen zu.
Ein wichtiger Erfolg zur Ausübung der territo-
rialen Autonomie ethnischer Gemeinschaften in 
Kolumbien ist auch das Urteil T-622 aus dem 
Jahr 2016. Vorausgegangen war diesem eine Kla-
ge, welche Basisorganisationen aus dem Chocó 
eingereicht hatten, die sich für die Rechte von 
afrokolumbianischen, Palenquero- und Raizal-
Gemeinschaften einsetzen. Im Urteil erkennt das 
Verfassungsgericht den Fluss Atrato und seine 
Nebenflüsse als Rechtssubjekt an.
Weiterhin stellt das Urteil schwerwiegende Ver-
letzungen der Rechte auf Leben, Gesundheit, 

Wasser und Ernährungssicherheit der Gemeinden 
im Einzugsgebiet des Atrato und seiner Neben-
flüsse fest. Verantwortlich für diese Verletzungen 
sind laut Urteil staatliche Stellen und der illegale 
Bergbau.
Da der Atrato-Fluss somit als Rechtssubjekt an-
erkannt ist, muss der Staat seinen Schutz, die 
Erhaltung und Instandhaltung sowie Wiederher-
stellung garantieren. Dafür verantwortlich sind 
zwei „Wächter“ (gua�dianes), gestellt von der 
Regierung und den Gemeinschaften. Sie stehen 
in direkter Verbindung mit den Basisorganisa-
tionen und gemeinsam wurde ein System der 
Entscheidungsfindung geschaffen, in dem die 
Organisationen über Autonomie bei der Umset-
zung des Urteils sowie einen Mechanismus zur 
Überwachung und Rechenschaftspflicht der Ak-
tivitäten verfügen.
Trotz der Fortschritte gibt es noch viele Heraus-
forderungen, welche die Anwendung des Urteils 
erschweren. Nach sechs Jahren sind die Gemein-
schaften noch immer mit einer besorgniserregen-
den Situation aufgrund der vielen 
Menschenrechtsverletzungen konfrontiert.

//Albeiro Moya Mena
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Kilometer langer Streifen der karibischen Küste 
Panamas mit vorgelagerten Inseln, der erst seit 
einigen Jahren durch eine Straße mit dem Rest des 
Landes verbunden ist.
Bereits Kolumbien hatte 1870 ein ausgedehntes 
Autonomiegebiet der Guna anerkannt, dessen Sta-

IN GUNA YALA
HERAUSFORDERUNGEN FÜR BEWÄHRTE AUTONOMIE

In Panama gibt es sechs indigene Autonomiege-
biete, die zusammen etwa ein Viertel des Staats-
gebietes einnehmen. Drei davon gehören zur 
Gruppe der Guna, je eines zu den Gruppen der 
Ngäbe-Buglé, der Emberá und der Naso. Das äl-
teste Autonomiegebiet ist Guna Yala, ein etwa 200 
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tus aber mit der Unabhängigkeit Panamas 1903 
zunächst wieder erlosch. Im Jahr 1925 gab es nach 
territorialen Konflikten sowie Diskriminierungen 
und Misshandlungen seitens der vor Ort statio-
nierten Polizeikräfte einen bewaffneten Aufstand 
der Guna, der schließlich zur offiziellen Anerken-
nung des Guna-Territoriums führte.
Kern der Selbstverwaltung sind zwei Versamm-
lungen: der allgemeine, politische Kongress (Con-
greso general guna, CGG) sowie der spirituelle 
Kulturkongress (Congreso general de la cultura 

guna). Der CGG besteht aus Abgesandten aller Ge-
meinden und trifft politische Entscheidungen, die 
für alle Gemeinden verbindlich sind. Jedem Dorf 
sowie dem Gebiet als Ganzes stehen ein Sagla bzw. 
mehrere Saglagan (Plural) als politische und spi-
rituelle Autoritäten vor. Der CGG hat einen Gene-
ralsekretär sowie verschiedene Sekretariate, etwa 
für die Verteidigung des Territoriums, für Infor-
mation oder für Tourismus. Jede Gemeinde hat 
zusätzlich eigene Regeln (siehe auch LN 533).
Wirtschaftliche Interessen haben wie in vielen in-
digenen Gebieten stets zu Konflikten mit Staat 
und Unternehmen geführt. Ihre Autonomie und 
die geographische Abgeschiedenheit haben den 
Guna bisher jedoch dabei geholfen, sich erfolg-
reich gegen Großprojekte wie Staudämme oder 
Minen zu wehren. Herausforderungen für die Au-
tonomie gibt es trotzdem. Der Bau der ersten 
Straße in das Gebiet wurde von den Einheimi-
schen etwa mit dem Ziel vorangetrieben, Pana-
ma-Stadt schneller erreichen zu können. Mit der 
Straße kamen viele Tourist*innen, die zwar neue 
Verdienstmöglichkeiten, aber auch Müll und Um-
weltschäden brachten und auch die traditionelle 
Selbstversorger*innenwirtschaft störten. Ein 
Gleichgewicht zwischen Landwirtschaft und Tou-
rismus wurde hier nicht von Anfang an mitge-
dacht.
Der Staat investiert zwar in Infrastruktur wie 
Schulen, Krankenstationen oder Wasserleitungen, 
für Projekte zur Stärkung ihrer Autonomie oder 
Kultur sind die Guna jedoch meist auf das Ein-
werben zusätzlicher Mittel angewiesen, etwa bei 
Entwicklungsbanken oder Botschaften. Gelungen 
ist ihnen dies etwa für die derzeit ablaufende, 
schrittweise Einführung zweisprachigen Unter-
richts an den Schulen.
Junge Guna nehmen die Struktur des CGG zuwei-
len als anfällig für Korruption wahr, zudem sind 
politische Entscheidungsfindungen bei den Guna 
traditionell Männersache. Es werden Stimmen 
laut, die dies nicht mehr als zeitgemäß empfin-
den (siehe LN 533). Der Wandel braucht vermut-
lich etwas Zeit.

// Martin Schäfer

 Mola-Kunsthandwerk der Guna 
Tradition und Tourismus verbinden - eine der 
Herausforderungen für autonome indigene Strukturen
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MAPUCHE UND INDIGENE 
AUTONOMIE
EIN ZWISCHENSTAND

Innerhalb der Mapuche-Gemeinden auf chileni-
schem Staatsgebiet gibt es verschiedene Konzep-
te rund um das Thema Autonomie. All diese 
können jedoch aufgrund der restriktiven chile-
nischen Gesetzgebung, die jeden Anflug von Au-
tonomie im Rahmen eines zentralistischen 
Einheitsstaates unterdrückt, in der Praxis nur 
schwer umgesetzt werden. Da es keine einheit-
liche Vertretung der Mapuche gibt, gibt es auch 
keinen Konsens wie Autonomie umgesetzt wer-
den sollte. 
Im Rahmen der Verfassungsdebatte wurde auch 
in der chilenischen Öffentlichkeit über das Kon-
zept der Plurinationalität diskutiert. Diese De-
batte war jedoch für viele Mapuche lebensfern 
und wurde darüber hinaus an den Wahlurnen ab-
gelehnt. Das Konzept stellte lediglich einen in-
stitutionellen Ausweg dar, um das Recht der 
indigenen Bevölkerungen anzuerkennen, ihr 
Schicksal als „Nation“ zu bestimmen. 
Ein weiterer Vorschlag stammt von der Organi-
sation Wallmapuwen, die in der Vergangenheit 
versucht hat, sich als politische Partei zu etablie-

ren. Wallmapuwen schlägt regionale Autonomien 
vor, in denen die Mapuche auf der Grundlage von 
Regionalparlamenten vertreten sein könnten. Der 
Versuch eine politische Kraft zu werden scheiter-
te jedoch.
Gänzlich außerhalb staatlicher Institutionen ver-
folgen Organisationen wie die  Coordinadora 
Arauco-Malleco (CAM) de-facto-Landrückgewin-
nungs-Prozesse mittels Besetzungen von ange-
stammten Territorien, die von Unternehmen 
bewirtschaftet, bzw. von Siedlern bewohnt waren. 
Dieses Vorgehen bedeutet, über die Ausübung 
„territorialer Kontrolle“, das Land in einen pro-
duktiven Raum zu verwandeln, der auf den Tra-
ditionen der Mapuche basiert und somit die 
„Entwicklung“ des Territoriums neu definiert. 
Zusammengefasst argumentiert die CAM, dass es 
ohne Territorium keine echte Autonomie geben 
kann. 

// Wladimir Tucapel Painemal Morales
//Reducción Koiwe Painemal, Gemeinde Chol 

Chol, Region Araucanía, Chile.
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